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Wir gehen vor!
Die durch Spekulationen ausgelöste weltweite Fi-
nanzkrise könnte auch in Deutschland eine gigan-
tische Beschäftigungskrise auslösen. Das waren die 
Befürchtungen, mit denen das Jahr 2010 begann. 
Zum Glück haben sie sich im Laufe des Jahres nicht 
bewahrheitet. Gewerkschaften und Betriebsräte 
haben maßgeblich dazu beigetragen, dass ein star
ker Anstieg der Arbeitslosigkeit verhindert werden 
konnte. Kurzarbeit, Tarifverträge zur Beschäftigungs
sicherung und Konjunkturprogramme waren 
Maßnahmen, für die wir gekämpft haben.

Dennoch, die Gefahr ist nicht gebannt. Nun kommt 
es darauf an, dass ein starker Staat dafür sorgt, in 
Not geratenen Belegschaften zu helfen, Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze zu sichern und Unternehmen zu 
stabilisieren. Die Verursacher müssen für die Finan
zierung der Krisenlasten gerade stehen und für 
mehr Beschäftigung, Bildung und soziale Sicherheit 
in die Pflicht genommen werden.

Doch was ist passiert? Die schwarz-gelbe Bundes-
regierung bringt Deutschland in Schieflage, nicht 
fahrlässig, sondern vorsätzlich. Ihre Klientel-Politik 
schont die Verursacher der Krise, die Krisen-Kosten 
hingegen werden Beschäftigten, Familien oder 
Arbeitslosen aufgebürdet.

Dass es nicht gerecht zugeht, dass immer mehr zu 
Lasten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
entschieden wird, ist eine Tatsache, die immer mehr 
empört. So machten am 6. November 2010 in 
Hannover 15.000 Menschen auf einer Großkund-
gebung der Gewerkschaften, des DGB und des 
Sozialverbandes Deutschland Druck: Für gerechte 
Politik. Gegen soziale Kälte. Gegen das unsoziale 
Sparpaket, gegen Rente mit 67, aber auch gegen 
eine Zwei-Klassen-Medizin mit Kopfpauschale, 
gegen Ausbeutung durch Leiharbeit und Lohndum-

ping, gegen Kürzungen im Sozialbereich und gegen 
den Ausstieg aus dem Atomkonsens.

Denn wir Gewerkschaften sind der Meinung: 
Gerecht geht anders! Wir wollen Gute Arbeit, einen 
gesetzlichen Mindestlohn, ein gutes Auskommen 
im Alter, gesellschaftliche Teilhabe von Arbeitslosen 
und HartzIV-EmpfängerInnen, gerechte Steuern, 
leistungsfähige Kommunen und gute Bildung.

Dafür setzen wir uns ein. Dafür machen wir uns 
stark. Das hat auch die DGB-Bezirkskonferenz im 
Februar 2010 für alle drei Landesverbände gezeigt. 
Ob es sich in Niedersachsen um Kommunalfinanzen 
dreht, in Sachsen-Anhalt um einen Fachkräftepakt 
oder um die Bremer Wirtschaftsstrukturen – im 
politischen Disput und in vielen Gremien sind wir 
als kompetente Akteurinnen und Akteure präsent.

All dies ist nur durch die Zusammenarbeit vieler 
engagierter Menschen möglich. Deshalb sagen 
wir allen Bündnispartnern, allen Mitgliedern der 
DGB-Gewerkschaften und allen haupt- und ehren
amtlichen Kolleginnen und Kollegen in unseren 
Strukturen ein herzliches Dankeschön!

Vorwort

Hartmut Tölle, 
DGB-Bezirksvorsitzender

Udo Gebhardt, 
Stellv. Bezirksvorsitzender

Annette Düring, 
DGB-Regionsvorsitzende 

Bremen-Elbe-Weser
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Schwerpunkte
Arbeitsmarkt und Beschäftigung

Niedersachsen
Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Lage leicht 
verbessert. Das Grundproblem des niedersäch-
sischen Arbeitmarktes ist allerdings unverändert ein 
massiver Arbeitsplatzmangel: Im Jahr 2010 kom-
men auf eine offene Stelle rund zehn Menschen 
ohne Arbeit. Trotz konjunktureller Erholung hat 
außerdem die Prekarisierung zugenommen. Ver-
gleicht man Mai 2009 und Mai 2010, so ist zwar 
ein Nettozuwachs an sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung von 32.471 zu verzeichnen, davon 
aber 13.509  Leiharbeitsverhältnisse. Gleichzeitig 
hat die Zahl der erwerbstätigen ALG II-BezieherIn
nen stark zugenommen. Allein in Niedersachsen 
subventioniert die Allgemeinheit somit über den 
ergänzenden ALG II-Bezug die Niedriglöhne von 
über 130.000 Erwerbstätigen mit insgesamt 	
1,1 Mrd. Euro jährlich.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat 
sich strikt gegen die Pläne der niedersächsischen 
Landesregierung gewandt, das Pensionsalter für 
Beamtinnen und Beamte bis 2029 stufenweise auf 
67 Jahre anzuheben. Denn nur eine Minderheit 
erreicht überhaupt die Rente mit 65: Lediglich 	
19,8 Prozent aller 60 – 64-jährigen Niedersachsen 
sind sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Wer 
die Lebensarbeitszeit im öffentlichen Dienst verlän-
gert, vermindert die Zahl der freiwerdenden Stellen 
und verschärft so den Mangel an Arbeitsplätzen, 
gerade auch für Jüngere. 

Ausbildungssituation
Die Bilanz des Ausbildungsjahres 2009/2010 war 
wieder miserabel. Von den Unternehmen in Nie-
dersachsen wurden zwar mehr Ausbildungsplätze 
als im Vorjahr angeboten, allerdings ist zeitgleich 
die Anzahl der Bewerberinnen und Bewerber deut
lich angestiegen: 66.104 Ausbildungssuchenden 
standen nur 44.119 betriebliche Lehrstellen zur 
Verfügung. Auf einen Bewerber oder eine Bewer-

berin kamen 0,67 Ausbildungsplätze in den nieder-
sächsischen Betrieben.

Aufgrund dieses Mangels an Ausbildungsplätzen 
mussten im Ausbildungsjahr 2009/2010 laut Sta
tistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) 11.491 
junge Menschen in Warteschleifen wie Praktika, 
Einstiegsqualifizierungen oder Berufsvorbereitungs-
maßnahmen ausweichen. Die Statistik verschleiert, 
dass diese Personen weiterhin einen Ausbildungs-
platz suchen, und zählt sie als versorgt. Werden 
diese 11.491 jungen Menschen mitgezählt, liegt 
die Summe der unversorgten BewerberInnen bei 
12.994, und nicht bei 1.503 wie in der „offiziel
len“ Zählweise.

Damit jeder junge Mensch einen Ausbildungsplatz 
erhält, ist es nötig eine Ausbildungsplatzumlage 
einzuführen. Hierbei zahlen Betriebe, die nicht oder 
zu wenig ausbilden, in einen Fonds ein, um zusätz-
liche Ausbildung in anderen Betrieben zu finanzie-
ren. Betriebe, die überdurchschnittlich ausbilden, 

Aktion in Bremen: Arbeitsmarkt = Sklavenmarkt
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können sich dann ihre zusätzlichen Ausbildungsko-
sten aus dem Fonds erstatten lassen.

Europäischer Sozialfonds
Der DGB hat sich intensiv an der Arbeitsmarkt-
politik im Bereich des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) beteiligt. Im Bereich des ehemaligen Regie-
rungsbezirks Lüneburg ist der DGB über ein durch 
den ESF kofinanziertes Europabüro unmittelbar in 
die Förderpolitik einbezogen. Durch diese „EU-
Beratungsstelle des DGB“ in Lüneburg konnten 
gemeinsam mit Arbeit und Leben Niedersachsen 
und dem Bildungswerk ver.di erfolgreich Projekte 
im Interesse der ArbeitnehmerInnen beantragt 
werden. Bisher wurden sechs vom Europabüro des 
DGB mitentwickelte Projekte vom Land genehmigt:

•	 Betriebsräte aus der Region Cuxhaven/Stade 
machen sich fit für Europa (Partner: DGB Elbe-
Weser)

•	 IG Metall Kompetenznetzwerk Celle/Lüneburg 
(Partner: IG Metall Celle und Lüneburg)

•	 Erfolgsfaktor Familienfreundlichkeit (Partner: 	
ver.di Bezirk Lüneburger Heide)

•	 Die Chemie stimmt! – Sozialpartner im Dialog 
(Partner: IG BCE)

•	 Qualifizierung für MitarbeiterInnen im Bauge-
werbe und Gebäudereinigerhandwerk (Partner: 
IG BAU)

•	 Orfeo – Personalentwicklung und Gesundheits-
management im Sozial- und Gesundheitswesen.

Kurzinfo Arbeitsmarkt 
Seit Februar 2008 gibt der DGB-Bezirk regelmäßig 
am Veröffentlichungstermin der Bundesagentur für 
Arbeit ein Kurzinfo zu den Arbeitsmarktzahlen für 
seine drei Bundesländer heraus. Dieses enthält die 
aktuellen Arbeitsmarktzahlen und gibt Hinweise auf 
interessante Veröffentlichungen aus dem Bereich 
der Beschäftigungspolitik.

Schulung für Mitglieder der Verwaltungs-
ausschüsse der Agenturen für Arbeit 
Am 9.  August hat in Hannover eine Veranstaltung 
des DGB-Bezirks für neugewählte (und auch „alte“) 
Mitglieder der Verwaltungsausschüsse der Agen-
turen für Arbeit stattgefunden. Als ReferentInnen 
zu den Themen Einfluss- und Handlungsmöglich-
keiten von Gewerkschaften in den Verwaltungsaus-
schüssen und Kurzarbeitergeld waren ExpertInnen 
des DGB-Bundesvorstandes und der Arbeitsagen-
turen eingeladen.

Bremen
Die Zahl der Arbeitslosen hat sich nicht so drama
tisch entwickelt wie befürchtet. So sank die Arbeits
losenquote, insbesondere im Rechtskreis SGB III, bei 
einem gleichzeitigen Anstieg im Rechtskreis SGB 
II. Im Oktober 2010 waren in der Stadt Bremen 
10,6 Prozent Menschen ohne Arbeit registriert, in 
Bremerhaven 16,4 Prozent. Dass diese Entwicklung 
nicht dramatischer verlief, ist insbesondere auf die 
Nutzung von Kurzarbeit und Arbeitszeitkonten 
in den Betrieben zurückzuführen. Gleichzeitig ist 
jedoch auch eine Zunahme von prekärer Beschäfti-
gung, insbesondere in der Leiharbeit, festzustellen. 

Ausbildungssituation
Im Land Bremen wurden mehr Ausbildungsplätze 
angeboten als BewerberInnen vorhanden sind. Das 
spiegelt insbesondere die Situation in der Stadt 
Bremen wieder. Im Bezirk der Agentur für Arbeit 
Bremerhaven steht dagegen nur für jede zweite 
BewerberIn eine betriebliche Ausbildungsstelle 
zur Verfügung. Nach wie vor ungelöst sind die 
Qualifizierung der „AltbewerberInnen“ sowie die 
Erhöhung der Ausbildungsquote bei Jugendlichen 
mit sog. Migrationshintergrund. 
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Bremer Vereinbarung
Die bisherige Bremer Vereinbarung wurde vom 
DGB und seinen Gewerkschaften, die Partner in 
diesem Arbeitsmarktbündnis sind, positiv begleitet. 
Zurzeit wird über die Fortschreibung bis 2013 ver-
handelt. Schwerpunkt der neuen Vereinbarung wird 
die Qualität der Ausbildung, das Übergangssystem 
und der sogenannte Fachkräftemangel sein.

Vergabegesetz für das Land Bremen
Im letzten Jahr wurde aufgrund des Urteils des 
EuGH zum Fall Rüffert in Bezug auf die Tarifbin-
dung das Vergabegesetz überarbeitet und das 
neue Tariftreue- und Vergabegesetz für das Land 
Bremen in der Bürgerschaft beschlossen. Wie bei 
der ursprünglichen Fassung geschah dies unter 
Mitwirkung des DGB. In dem Gesetz wurde ein 
Mindestlohn von 7,50 Euro festgelegt. Der DGB 
hat die Initiative ergriffen, den Mindestlohn auf 	
8,50 Euro zu erhöhen.

Begleitausschuss ESF
Der DGB unterstützt das Operationelle Programm 
(EFRE) für die Förderperiode 2007-2013 und deren 
vorgeschlagenen Ziele. Im Bereich ESF wurden drei 
Prioritäten formuliert, die folgende strategische 
Ziele beinhalten: Zukunftsbranchen stärken, um das 
Arbeitsangebot für Frauen und Männer zu erhöhen; 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, um den 
sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft zu stär-
ken, und Chancen von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen auf dem Ausbildungs- und Arbeits-
markt steigern. Der DGB wird die Umsetzung des 
Programms kritisch begleiten.

Sachsen-Anhalt
Arbeitsmarkt
Im Verlauf des Jahres 2010 ist die Arbeitslosen-
quote in Sachsen-Anhalt auf 11 Prozent (Oktober) 
gesunken. Die Beschäftigungsstruktur hat sich 
im Sinne des Index Gute Arbeit zugleich rapide 
verschlechtert. In Sachsen-Anhalt gibt es laut 
aktueller Statistik 140.000 Teilzeit-Arbeitsplätze, 
100.000 MinijobberInnen, 30.000 Ein-Euro-Jobs 
und Arbeitsgelegenheiten sowie 18.000 Leiharbei-
terInnen. Bei nur 740.000 versicherungspflichtigen 
Stellen ist das eindeutig zu viel.

Bei den Neueinstellungen wird immer härter 
gefeilscht – und zwar in allen Branchen. Immer 
mehr hochqualifizierte Stellensuchende werden mit 
langen Probezeiten, Befristungen oder gar Einstie-
gen über Praktika konfrontiert. Fachkräfte werden 
so in andere Länder vertrieben.

Löhne und Tarifbindung
43.000 Menschen, das sind 5,2 Prozent der Be-
schäftigten mit sozialversicherter Beschäftigung, 
mussten nach einer Analyse des DGB in Sachsen-
Anhalt Hartz IV beziehen. Etwa die Hälfte von 
ihnen übt eine Vollzeitbeschäftigung aus. Das Ar-
mutsrisiko der Beschäftigten ist annähernd doppelt 
so hoch wie in den alten Bundesländern. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat auf den 
engen Zusammenhang von niedrigem Pro-Kopf-
Einkommen und Abwanderung in Sachsen-Anhalt 
öffentlich aufmerksam gemacht. Eine höhere Tarif
bindung und gesetzliche Mindestlöhne sind drin
gend notwendig. Dies ist der einzig mögliche Weg, 
um dem Fachkräftemangel zu begegnen. 

Der DGB-Landesverband hat deshalb im Auftrag 
seiner Mitgliedsgewerkschaften den „Fachkräfte-
sicherungspakt 2010“ für die Wirtschaft im Land 
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Sachsen-Anhalt mit ausgehandelt und unterzeichnet. 
Dabei hat der DGB darauf bestanden, dass die Er
höhung der Tarifbindung Gegenstand des Paktes ist.

Der DGB-Landesverband hält es für dringlich gebo
ten, dass sich die Löhne für an Arbeitslose vermit-
telte Erwerbsstellen an geltenden Tarifverträgen 
orientieren. In Bereichen, in denen es solche Tarife 
nicht gibt, sind Entgelte von mindestens 8,50 Euro 
je Stunde zu garantieren. Deshalb hat der DGB die 
Parteien Sachsen-Anhalts aufgefordert, sich für 
eine entsprechende Initiative im Bundesrat stark zu 
machen und sich darüber hinaus zu gesetzlichen 
Mindestlöhnen von 8,50 Euro zu bekennen. 

Selbstverwaltung
Nach wie vor gestalten DGB-VertreterInnen die 
Beschäftigungspolitik in den Ausschüssen und 
Beiräten der Agenturen für Arbeit aktiv mit. Die 

Interessen der Erwerbslosen hat der DGB auch in 
der Auseinandersetzung mit den Arbeitsgemein-
schaften (ARGEn) und optierenden Kommunen 
vertreten.

DGB-Demo am 6. November in Hannover
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Niedersachsen
Wie schon das Vorjahr war 2010 geprägt durch 
die Auseinandersetzung mit der Finanz- und 
Wirtschaftskrise. Das vom DGB nachdrücklich 
geforderte Maßnahmenpaket zur Stärkung der 
niedersächsischen Wirtschaft hat sich als richtig 
und erfolgreich erwiesen, wenngleich ein rascheres 
und an vielen Stellen zielgerichteteres Handeln 
der Landesregierung wünschenswert gewesen 
wäre. Nun wird es darauf ankommen, die richtigen 
Lehren aus der Krise zu ziehen. Obwohl sich das 
massive Eingreifen des Staates in das Marktge-
schehen als richtig herausgestellt hat, kehren Lan
des- und Bundesregierung mittlerweile wieder zur 
neoliberalen Kürzungs- und Deregulierungspolitik 
der Vorkrisenzeit zurück. Das Auslaufen der Kon-
junkturprogramme Ende 2010 trifft die bislang fast 
ausschließlich exportgetriebene Konjunktur – umso 
fataler werden sich die zusätzlichen Kürzungen der 
öffentlichen Haushalte auswirken. Der DGB hat 
wiederholt und nachdrücklich gegen diese Entwick-
lung argumentiert und agiert.

Kommunalfinanzen
Bedingt durch die Wirtschaftskrise, aber insbe-
sondere durch die Steuersenkungspolitik der 
vergangenen Jahre sind die niedersächsischen 
Kommunen in eine Finanzmisere von nicht ge
kanntem Ausmaß gerutscht. Die Folgen für die 
Beschäftigten, für das Angebot sozialer Dienstlei-
stungen und für lokale Unternehmen sind fatal. Der 
DGB hat das Thema Kommunalfinanzen zu einem 
seiner Arbeitsschwerpunkte im Jahr 2010 gemacht. 
In diesem Zusammenhang sind unter anderem 
ein Positionspapier „Niedersächsische Kommunen 
stärken – Einnahmebasis ausbauen – Arbeitsplätze 
sichern!“ und eine Informationsbroschüre „Leere 
Kassen vor Ort“ entstanden.

Arbeitnehmerfreizügigkeit und EU-Dienstlei-
stungsrichtlinie
Die ab dem 1. Mai 2011 in der ganzen Europä-
ischen Union gültige Arbeitnehmerfreizügigkeit 
warf 2010 ihre Schatten voraus. Der DGB fordert, 
dass der soziale Schutz der Beschäftigten auf EU-
Ebene wie auch in Niedersachsen stärkere Berück
sichtigung finden muss. Dies bedeutet insbeson-
dere, dass das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“ volle Gültigkeit bekommen muss. Auch vor 
dem Hintergrund der mittlerweile in niedersäch-
sisches Recht umgesetzten EU-Dienstleistungsricht-
linie sieht der DGB noch enormen Handlungsbe-
darf. Trotz mehrfacher Initiativen des DGB kommt 
die Landesregierung ihrer Verantwortung nicht 
nach, die zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um Lohnkonkurrenz zwischen 
Unternehmen und Beschäftigten verschiedener EU-
europäischer Staaten auf niedersächsischem Gebiet 
zu unterbinden.

Wirtschafts- und Strukturpolitik
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Landeskreditausschuss
In der Regel im dreiwöchigen Rhythmus tagt 
der niedersächsische Landeskreditausschuss, um 
über Bürgschaften des Landes zu beraten und 
zu entscheiden. Der DGB hat sich, wenngleich 
ohne Stimmrecht, intensiv an der Arbeit beteiligt. 
Er bringt die Belange der Beschäftigten und die 
Interessen der Gewerkschaften in die Ausschuss-
arbeit ein.

NBank, NIW, Nord/LB und Bundesbank
Die NBank ist die Wirtschaftsförderbank des Lan
des Niedersachsen. Der DGB ist in ihrem Verwal-
tungsbeirat mit zwei Sitzen vertreten. Darüber 
hinaus ist der DGB vertreten im Kuratorium des 
Niedersächsischen Institutes für Wirtschaftsfor-
schung (NIW), im Beirat der Nord/LB und im Beirat 
der Deutschen Bundesbank, Hauptverwaltung 
Hannover. Er bringt dort die gewerkschaftlichen 
Interessen zur wirtschaftlichen Entwicklung in 
Niedersachsen ein.

EU-Strukturförderung 
In der Förderperiode 2007-2013 fließen im Rah-
men der drei Strukturfonds Europäischer Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE), Europäischer Land-
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) und Europäischer Sozialfonds (ESF) 
über 2,5 Milliarden Euro nach Niedersachsen. Der 
DGB sitzt mit Stimmrecht in den ESF-und EFRE-
Begleitausschüssen, im ELER-Begleitausschuss 
werden gewerkschaftliche Interessen durch einen 
Vertreter der IG BAU eingebracht. Ein Schwerpunkt 
war der Einsatz gegen übermäßige Bürokratisie-
rung der Antrags- und der Prüfverfahren. Diesem 
Bemühen des DGB war insofern Erfolg beschieden, 
als die Landesregierung in zunehmendem Maße 
Pauschalierungen eingeführt hat. Hierdurch konn-
ten zahlreiche aufwändige (und aus Datenschutz-
gründen bisweilen bedenkliche) Nachweispflichten 
entfallen.

Metropolregionen
Drei Metropolregionen berühren Niedersachsen. 
Der DGB versucht, angemessene Beteiligungs-
möglichkeit der Gewerkschaften herzustellen und 
Impulse zur inhaltlichen Ausrichtung zu geben. In 
der Metropolregion Bremen-Oldenburg stellt der 
DGB zwei VertreterInnen in der Metropolversamm-
lung, ein Sitz wird durch den DGB Bremen-Elbe-
Weser gestellt. In der Metropolregion Hannover 
– Braunschweig – Göttingen – Wolfsburg ist der 
DGB Mitglied der Metropolversammlung und im 
Aufsichtsrat vertreten.

Technologieberatungsstelle (TBS)
Die TBS in Niedersachsen kooperiert eng mit der 
Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN Nieder
sachsen Mitte gGmbH. Die TBS beriet und schulte 
auch 2010 Beschäftigte, Betriebs- und Personalräte 
sowie Führungskräfte, um sie fit für die Zukunft 
zu machen und so die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen der Beschäftigten zu verbessern.

WISO-Info
Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sach
sen-Anhalt unterhält gemeinsam mit dem DGB-
Bezirk Hessen-Thüringen einen Arbeitskreis für 
Wirtschafts- und Strukturpolitik, der als Herausge-
ber der elektronischen Publikation „WISO-Info“ 
fungiert. Diese Zeitschrift erschien im Jahr 2010 in 
drei Ausgaben.
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Bremen
Die wirtschaftliche Lage im Land Bremen hat sich 
gebessert. War im Jahr 2009 das Bruttoinlands-
produkt noch um 2,5 Prozent gefallen, wobei die 
größten Einbrüche im produzierenden Gewerbe 
sowie in der Hafenwirtschaft zu verzeichnen waren, 
betrug das Wirtschaftswachstum im ersten Halb
jahr 2010 3,8 Prozent. Auch der Hafenumschlag, 
der Einbrüche im Containerumschlag von rund 17 
Prozent und im Autoumschlag sogar bis 40 Pro
zent zu verzeichnen hatte, erholt sich wieder und 
hat teilweise fast zweistellige Zuwachsraten zu 
verzeichnen. 

Wirtschaftspolitik
Die vom DGB eingeforderte sogenannte „Rathaus-
runde“ mit den wichtigsten Bremer AkteurInnen 
tagte regelmäßig zur Überprüfung der Umsetzung 
des Konjunkturprogramms und zur Abstimmung 
weiterer Maßnahmen gegen die Krise. Der DGB 
bewertet die Umsetzung des Konjunkturpaketes II 
durchaus als Erfolg.

Ebenso bezog der DGB Stellung zum „Master-
plan Industrie“ des Bremer Wirtschaftssenators. 
Er begrüßte zwar, dass der Senator für Wirtschaft 
und Häfen diesen vorlegt, da er damit die Bedeu-
tung der industriellen Produktion für die Bremer 
Wirtschaft deutlich macht. Der DGB merkte aber 
kritisch an, dass eine Beteiligung von DGB und 
seinen Gewerkschaften zur Umsetzung und Fort
schreibung des Masterplans nicht vorgesehen 
ist. Lediglich das Engagement von Unternehmen 
und einiger Ressorts wird als notwendig erachtet. 
Dieser Einordnung von relevanten AkteurInnen 
widerspricht der DGB  entschieden. Gerade der 
DGB, seine Gewerkschaften sowie Betriebsräte sind 
die ExpertInnen, wenn es um strukturelle Verän-
derungen und nachhaltige Entwicklungen in der 
bremischen Wirtschaft geht.

Als eine mögliche Form der Beteiligung an der 
Entwicklung der Bremer Wirtschaftspolitik forderte 
der DGB, eine „Steuerungsgruppe Wirtschaft“ beim 
Senator für Wirtschaft und Häfen einzurichten, die 
die Umsetzung der einzelnen Programme (wie z. 
B. den Masterplan Industrie) begleitet. Sie sollte 
unter anderem mit VertreterInnen der Sozialpartner 
besetzt werden.

Darüber hinaus ist es dringend geboten, Branchen-
dialoge unter Federführung des Wirtschaftssenators 
zu organisieren, die die Entwicklungen in den 
einzelnen Branchen/Clustern beobachten und dem 
Senator entsprechende Vorschläge unterbreiten. 
Auch hier fordern wir eine Beteiligung von Arbeit-
nehmervertreterInnen und ihrer Gewerkschaften.

Innovationsprogramm Land Bremen 2020
Das vom Senator für Wirtschaft und Häfen vor
gelegte Innovationsprogramm Land Bremen 2020 
hat der DGB grundsätzlich begrüßt, allerdings 
in einigen Punkten kritisiert. Widerspruch ernte-
te etwa der Umstand, dass eine Reflexion über 
gesellschaftliche und sozial-ökologische Auswir-
kungen von Innovationen nicht vorgesehen ist. 
Hier wäre der Innovationsrat gefragt. Um diese 
anspruchsvolle Aufgabe leisten zu können, müssten 
im Innovationsrat jedoch auch Gesellschaftswissen-
schaftlerInnen und nicht nur Naturwissenschaftle-
rInnen sowie die SozialpartnerInnen vertreten sein. 
Zudem bleiben im Innovationsprogramm soziale 
Innovationen unterbelichtet, und hier insbesondere 
solche Innovationen, die die Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten und ihre Arbeitszufriedenheit 
verbessern.

Veranstaltungsreihe zur Bürgerschaftswahl
Mit einer Veranstaltungsreihe „Leben und Arbeiten 
im Land Bremen“ bereitet sich der DGB auf die 
Bürgerschaftswahl im Mai 2011 vor, um seine 
Forderungen an die Parteien zu formulieren.
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EFRE-Begleitausschuss
Der DGB unterstützt das Operationelle Programm 
(EFRE) für die Förderperiode 2007-2013 und deren 
vorgeschlagenen Ziele. Der EFRE-Bereich umfasst 
zwei Prioritätsachsen: zum Einen „Wachstum för-
dern – Innovation und Wissen voranbringen“, zum 
Anderen „Städtische Wirtschafts- und Lebensräume 
aktivieren“. Die Umsetzung des Programms hat 
der DGB, wie auch in den letzten Jahren, kritisch 
begleitet.

Metropolregion Bremen-Oldenburg
Der DGB Bremen-Elbe-Weser ist mit einem Sitz 
in der Versammlung der Metropolregion Bremen-
Oldenburg vertreten. Außerdem hat er einen Antrag 
an den Förderfonds der Metropolregion vorbereitet. 
In dem Projekt „GUTE ARBEIT – Qualitätsmerk-
mal für den Nordwesten“ sollen exemplarisch 
die Qualität der Arbeit in zwei Kernbranchen der 
Metropolregion untersucht sowie Strategien für 
eine weitere Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
als ein Qualitätsmerkmal der Metropolregion ent
wickelt werden. Der Antrag befindet sich zurzeit im 
Genehmigungsverfahren.

Sachsen-Anhalt
Bürgschaftsausschuss
Seit September ist der DGB wieder im Bürgschafts-
ausschuss in Sachsen-Anhalt mit beratener Stimme 
tätig. Durch Einwirken der IG Metall und eigene 
Intervention konnte der DGB eine Änderung der 
Besetzung erreichen und so seine Teilnahme 
sichern. Der Ausschuss tagt kurzfristig bei Bedarf.

Fachkräftepakt
In Sachsen-Anhalt wurde im Juni der Fachkräftesi-
cherungspakt 2010 zwischen dem Wirtschaftsmini-
sterium, der Wirtschaft und dem DGB geschlossen. 
Ziel ist es, die Auswirkungen des demographischen 
Wandels auf den Arbeitsmarkt zu bewältigen, 

indem alle wichtigen AkteurInnen in den Diskussi-
ons- und Umsetzungsprozess einbezogen werden. 
Der DGB konnte den DGB-Index „Gute Arbeit“ und 
den Ausbau von tariflicher Bezahlung und Weiter-
bildung im Papier verankern. Seine Mitarbeit in den 
unterschiedlichen Gruppen wird der DGB im Jahr 
2011 aktiv fortsetzen.

Flankiert wird dieser Pakt durch die Erklärung 
„Zur Stärkung der Tarifpartnerschaft“, welche die 
Landesregierung, die Arbeitgeber und die Gewerk-
schaften abgeschlossen haben. Zum ersten Mal 
haben sich die Tarifparteien und die Landesregie-
rung damit gemeinsam für eine Erhöhung der Ta-
rifbindung der Betriebe ausgesprochen. Dies ist ein 
erster Schritt zur Kehrtwende in Sachsen-Anhalt.

EU-Strukturförderung
Der DGB arbeitet aktiv im Begleitausschuss zur 
Durchführung der operationellen Programme 
EFRE und ESF Sachsen-Anhalt für den Einsatz der 
EU-Strukturfondsmittel mit. Das durch den DGB 
als Lead-Partner geführte Kompetenzzentrum zur 
Stärkung der Wirtschafts- und Sozialpartner des 
Landes Sachsen-Anhalt hat seine Arbeit erfolgreich 
fortgesetzt. Neben anderen Aufgaben unterstützt 
es den DGB und seine Gewerkschaften bei der 
Erarbeitung und Durchführung von Projekten.
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„Bildung ist ein Menschenrecht an sich und zu-
gleich Mittel zur Verwirklichung anderer Menschen-
rechte. Bildung ist die Voraussetzung für eine volle 
Teilhabe der Einzelnen an der Gesellschaft. Gelin-
gende Bildungsprozesse beruhen auf einer Kultur 
der Anerkennung und des Respekts. Sie befähigen 
die unterschiedlichsten Individuen dazu, ihre per
sönlichen Talente zu entwickeln, selbstbestimmt ihr 
Leben zu gestalten und gleichberechtigt in einer 
Gemeinschaft zu leben.“ Dieses Zitat aus dem 
Positionspapier des DGB-Bezirks „Chancengleich-
heit durch Bildung IV“, das im April veröffentlicht 
wurde, war auch 2010 Leitmotiv der bildungspoli-
tischen Arbeit des DGB.

Niedersachsen
Allgemeinbildende Schulen
Ein Schwerpunkt der Arbeit war – ausgehend von 
der Ablehnung der Verkürzung der Schulzeit an 
Gymnasien und Gesamtschulen auf zwölf Jahre –  
die Unterstützung des Volksbegehrens für eine 
gute Schule. Das Volksbegehren hat zum Ziel, die 
Einrichtung von Gesamtschulen zu erleichtern, zum 
Abitur nach 13 Jahren an Gymnasien und Gesamt-
schulen zurückzukehren sowie die Vollen Halbtags-
schulen wiederherzustellen. Zu den Entwürfen zur 
Umsetzung der untergesetzlichen Regelungen zum 
Abitur nach zwölf Jahren an Gesamtschulen hat 
der DGB eine entsprechend ablehnende Stellung-
nahme abgegeben.

Ebenfalls abgelehnt wurde der Schulgesetzände
rungsentwurf zur Übertragung wesentlicher Ergeb
nisse des Modellversuchs ProReKo auf alle Berufs
bildenden Schulen. Kritisiert wurde die Stärkung 
der Rechte der Schulleitungen bei gleichzeitigem 
Abbau innerschulischer demokratischer Mitwir
kungsrechte unter anderem durch die Änderung 
der Zusammensetzung des Schulvorstandes und 
die Abschaffung von Fachkonferenzen und Aus
schüssen. Die Berufsbildenden Schulen werden 

damit aus der einheitlichen Schulverfassung des 
Niedersächsischen Schulgesetzes ausgegliedert.

Im letzten Quartal stand die Auseinandersetzung 
mit den Schulstrukturplänen der Landesregierung 
im Zentrum der Arbeit. Die damit geplante Zemen
tierung der sozialen Auslese im gegliederten Schul
wesen durch die Diskriminierung der Gesamtschule, 
die Privilegierung des Gymnasiums und die Verschlei
erung der Trennung in der sogenannten Oberschule 
ist zu Recht auf großen Widerstand gestoßen.

Hochschulpolitik
In der Stellungnahme zur Novelle des Niedersäch-
sischen Hochschulgesetzes (NHG) haben der DGB 
und die Mitgliedsgewerkschaften das Bekenntnis 
zur „Offenen Hochschule“ begrüßt und die Erwar-
tung formuliert, dass in den nächsten Jahren wirk-
lich durchlässige Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. Allerdings zielte die Novelle erneut nicht 
auf eine Stärkung der Autonomie der Hochschulen 
und erweiterte Partizipationsrechte der Hochschul
mitglieder. Beteiligungsrechte wurden weiter 
beschnitten, Steuerungen top-down verordnet und 
Gestaltungsmöglichkeiten erheblich beschränkt. 
Gleichzeitig wird weiter durch die Heranziehung 
der Studierenden zur Finanzierung der Hochschulen 
das Gut „Bildung“ zur käuflichen Ware. Die Abkehr 
von diesem falschen Weg fehlte in der Novelle. Die 
Privatisierung der tertiären Bildung lehnen der DGB 
und die Mitgliedsgewerkschaften kategorisch ab.

Die Jahrestagung des Hochschulpolitischen Arbeits-
kreises im November befasste sich mit dem Thema 
„Erfahrungen mit dem Bachelor – ein schlüssiges 
Studien-Konzept?“ Gemeinsam mit fachkundigen 
Referentinnen und Referenten, die die Ergebnisse 
ihrer entsprechenden Untersuchungen vorstellten, 
wurden unter anderem die Themen „Ursachen des 
Studienabbruchs im Bachelor und in herkömmli
chen Studiengängen“ sowie „Studiengang, Stu

Bildungspolitik
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dienerfahrungen und Folgerungen für die Hoch
schuldidaktik“ bearbeitet.

Berufliche Bildung
Der Landesausschuss für Berufsbildung beim Nie-
dersächsischen Kultusministerium berät die Lan-
desregierung in Fragen der Berufsbildung. Im Jahr 
2010 wurden die Mitglieder in Abstimmung mit 
den Gewerkschaften durch den DGB neu benannt.
Der Landesausschuss hat auf seiner ersten Sitzung 
in der elften Amtsperiode am 4. November den 
aktuellen Sachstand zur Entwicklung und Umset-
zung eines Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) 
diskutiert und bewertet. Über den DQR soll der 
Europäische Qualifikationsrahmen (EQR) national 
umgesetzt werden. Beide Qualifikationsrahmen 
sind Instrumente für die Zuordnung von Qualifika-
tionen aller Bildungsbereiche auf einer Skala von 
acht Kompetenzniveaus. Tatsächlich findet aber 
kaum eine Orientierung an Kompetenzen statt, 
sondern nur an vorhandenen Abschlüssen. Beson-
ders problematisch ist dabei die durch den DQR 
beabsichtigte Bewertung von Qualifikationen. So 
ist es fraglich, ob es überhaupt sinnvoll ist, völlig 
unterschiedliche Ausbildungsgänge/Berufe/Quali-

fikationen miteinander zu vergleichen. Zudem ist 
zu befürchten, dass der DQR einer Modularisierung 
der Ausbildung Vorschub leisten wird. 
Aktuell geht es um eine Einstufung von Abschlüs-
sen. Der Schulausschuss der Kultusministerkon-
ferenz (KMK) hat sich dafür ausgesprochen, die 
Fachgebundene und die Allgemeine Hochschulreife 
dem Niveau 5 sowie die Fachhochschulreife dem 
Niveau 4 des DQR zuzuordnen. Diese Zuordnung 
der Fachgebundenen und Allgemeinen Hochschul-
reife oberhalb der drei- und dreieinhalbjährigen 
Ausbildungsberufe, die von den ExpertInnen in 
der Erprobungsphase überwiegend dem Niveau 4 
zugeordnet wurden, ist nicht nachvollziehbar. Denn 
allgemeinbildende Schulabschlüsse stellen Basis-
kompetenzen für weiterführende Bildungswege 
dar und besitzen in der Regel für sich alleine keine 
Arbeitsmarktrelevanz. Deshalb hat sich der Landes-
ausschuss für Berufsbildung gegen die Empfehlung 
des KMK-Schulausschusses ausgesprochen. Eine 
derartige Diskriminierung der beruflichen Bildung 
würde die Attraktivität der betrieblichen Ausbil-
dungsgänge massiv beeinträchtigen. 

Darüber hinaus wurden im Landesausschuss unter 
anderem folgende Themen behandelt:
•	 ProReKo und Zusammensetzung des Schulvor-

standes

•	 Offene Hochschule

•	 Regionale Versorgung des dualen Systems durch 
die Berufsschulen

Bremen
Politische Bildung/Finanzierung
Dem DGB ist es erneut gelungen, die Finanzierung 
von ARBEIT UND LEBEN Bremen e.V. für 2010 zu 
sichern und somit Politische Bildung im laufenden 
Bremer Haushalt zu verankern. Trotzdem geht es 
dem DGB aufgrund der Kürzungen der Mittel für 
die Weiterbildung nach dem Bremischen Weiter-

Jugendliche bei DGB-Demo am 6. November in Hannover
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bildungsgesetz weiter darum, die Finanzierung 
der politischen Bildung gegen die Pläne des Bil-
dungsressorts, von denen vor allem die Angebote 
an beruflicher und allgemeiner Bildung profitieren 
würden, sicher zu stellen. Der DGB fordert eine 
ausreichende Finanzierung der Weiterbildung im 
Land Bremen, vor allem aber die Absicherung der 
politischen Bildung. Ohne ausreichende öffentliche 
Mittel wäre vor allem die politische Bildung für 
sogenannte bildungsbenachteiligte Teile der Bevöl-
kerung, zu der auch viele Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zählen, nicht mehr durchzuführen.

Hochschulpolitik
Der DGB hat sich konstant mit den Entwicklungen 
an den bremischen Hochschulen und der Hochschul-
politik beschäftigt. Wie in den letzten Jahren war 
die Zusammenarbeit zwischen dem DGB und dem 
Institut für Arbeit und Wirtschaft (IAW) sehr gut. So 
gibt es unter anderem eine intensive Zusammenar-
beit in dem Bereich regionale Entwicklung. Des Wei-
teren hat der DGB Treffen zwischen StipendiatInnen 
und Alt-StipendiatInnen der Hans-Böckler-Stiftung 
organisiert, um zu besprechen, wie sie sich an der 
gewerkschaftlichen Arbeit beteiligen können.

Hochschulpolitischer Arbeitskreis
Seit Oktober 2008 existiert der hochschulpolitische 
Arbeitskreis des DGB in dem Lehrende, Studierende 
und Beschäftigte der Universität und der Hochschu-
len im Land Bremen mitarbeiten. Grundlage der 
Arbeit ist das hochschulpolitische Positionspapier, 
das im AK erarbeitet und vom Regionsvorstand be-
schlossen worden ist. Während des Bildungsstreiks 
hat ein Mitglied des Arbeitskreises auf einer von 
Studierenden der Hochschule Bremen organisier-
ten Veranstaltung die Position des DGB vertreten. 
Aufgrund der Diskussion über die sogenannten 
„Affenversuche“ und über Rüstungsforschung 
an der Universität Bremen hat der Arbeitskreis im 
Dezember eine Veranstaltung zur Thematik „Wis-

senschaftsfreiheit versus Wissenschaft in gesell-
schaftlicher Verantwortung“ durchgeführt.

Berufliche Bildung
Der DGB ist in den Berufsbildungsausschüssen 
der Handels- und Handwerkskammern in Bremen 
und Bremerhaven, sowie im Landesausschuss für 
Berufliche Bildung vertreten und somit an den Ent-
scheidungen zur beruflichen Bildung beteiligt. Die 
beiden wichtigsten Schwerpunkte sind dabei, bei 
der Umsetzung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 
gewerkschaftliche Positionen zu vertreten sowie 
die Umsetzung des nationalen Qualitätsrahmens 
für die Berufsbildung vor Ort zu begleiten.

Der Landesausschuss für Berufliche Bildung hat 
2010 nicht getagt. Für die elfte Amtsperiode 2010 
bis 2014 mussten die Mitglieder neu benannt 
werden. Die konstituierende Sitzung sollte Mitte 
des Jahres stattfinden, sie wurde aber kurz vorher 
abgesagt. Der Senat hat die neubenannten Mit-
glieder noch nicht bestätigt, da die Arbeitgebersei-
te die geforderte Frauenquote nicht erfüllen konnte.

Sachsen-Anhalt
Allgemeinbildende Schulen 
Im Rahmen der Mitarbeit im Landesschulbeirat ist 
der DGB aktiv bei der Erarbeitung von Stellungnah-
men und wird bei Bedarf koordinierend zwischen 
den Gewerkschaften tätig. Stellungnahmen wurden 
unter anderem zur Anhörung von Rahmenrichtli-
nien verfasst und mit den zuständigen Gewerk-
schaften abgestimmt.

Hochschulen/Universitäten
An der Otto-v.-Guericke-Universität Magdeburg 
existiert ein Hochschulinformationsbüro, das der 
DGB gemeinsam mit der GEW und dem Studen-
tenrat betreibt. Weitere Kooperationsbeziehungen 
bestehen zwischen dem DGB Sachsen-Anhalt und 
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der Hochschule Magdeburg/Stendal, Fachbereich 
Sozial- und Gesundheitswesen.

Gemeinsam mit der Fachhochschule wurden Fort-
bildungen zum SGB II und SGB III organisiert.

Berufliche Bildung
Landesauschuss für Berufsbildung
Durchgängiges Thema aller Ausschusssitzungen 
war die aktuelle Situation in der Berufsausbildung. 
Hierin eingeschlossen ist die aktuelle Situation auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt.

Weitere Schwerpunkte der diesjährigen Arbeit im 
Landesausschuss für Berufsbildung waren
•	 Diskussionen zu Modellprojekten zur Förderung 

von benachteiligten Jugendlichen oder zur 
Internationalisierung der Berufsausbildung

•	 die aktuelle Ausbildungsplatzsituation und 
Beschulung an den Berufsbildenden Schulen in 
Sachsen-Anhalt im Rahmen der dualen Berufs-
ausbildung

•	 die Berufswahlorientierung

•	 der Stand der Umsetzung Europäischer Qualifi-
zierungsrahmen, Nationaler Qualifizierungsrah-
men sowie das Leistungspunktesystem ECVET  

Der DGB hat die inhaltliche Vorbereitung sowie die 
Gestaltung der Vorbesprechungen der Arbeitneh-
merseite abgesichert.

AK Berufliche Bildung Sachsen-Anhalt
Der Arbeitskreis berufliche Bildung traf sich zwei-
mal und beschäftigte sich mit der aktuellen Aus-
bildungssituation, dem Stand des Bewerberjahres 
sowie den aktuellen berufsbildungspolitischen 
Fragestellungen im Land. 

GEW Vorstandsbereich Berufsbildende Schulen
Um eine enge Verknüpfung der Lernorte  Schule 
und Betrieb  für die gewerkschaftliche Arbeit sowie 

die Mitarbeit in Landesgremien und Arbeitskreisen 
abzusichern, arbeitet der DGB Sachsen-Anhalt im 
Vorstandsbereich Berufsbildende Schulen in der 
GEW Sachsen-Anhalt aktiv mit.

DGB-Demo am 6. November in Hannover
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Niedersachsen
Die Auseinandersetzung mit der Gesundheitspoli-
tik der schwarz-gelben Bundesregierung war ein 
Schwerpunkt der inhaltlichen Arbeit in diesem 
Jahr. Podiumsdiskussionen und Referate zu diesem 
Thema bei Veranstaltungen von Mitgliedsgewerk-
schaften und örtlichen Gliederungen des DGB 
bildeten dabei ein Standbein dieser Aktivität. Das 
vom DGB initiierte  „Bündnis für mehr Solidarität 
im Gesundheitswesen – Gegen eine Kopfpau-
schale“ war das andere Standbein. Das Bündnis 
besteht aus den  Bezirksverbänden der Arbeiter-
wohlfahrt Hannover, Braunschweig und Weser-Ems, 
der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben 
Niedersachsen, der Katholischen Arbeitnehmerbe
wegung Diözesanverband Osnabrück e. V.,  den 
Naturfreunden Niedersachsen e. V., der Natur-
freundejugend Niedersachsen e. V., dem SoVD 
Landesverband Niedersachsen e. V., dem Verband 
Alleinerziehender Mütter und Väter Niedersachsen 
e. V.. und ver.di Niedersachsen-Bremen. Höhe-
punkte der gemeinsamen Aktivitäten waren eine 
Pressekonferenz am 14. Juli, bei der sich das Bünd-
nis mit großem Medienecho gegen die Beitragser-
höhungen sowie die Einführung einer verkappten 
Kopfpauschale durch Zusatzbeiträge aussprach, 
sowie eine Aktion am 16. Dezember vor der nie-
dersächsischen Staatskanzlei. Dort wurde bei einer 
gemeinsamen Aktion eine Wand aufgebaut, die die 
Nachteile für die Versicherten symbolisierte. Die 
Landesregierung wurde aufgefordert, im Bundesrat 
im Interesse der niedersächsischen Bevölkerung 
gegen das GKV-Finanzierungsgesetz zu stimmen.

AOK-Fusion mit der IKK
Im April dieses Jahres wurde in Niedersachsen die 
Fusion zwischen der AOK und der IKK zur AOK Nie-
dersachsen vollzogen. In den Selbstverwaltungen 
von IKK und AOK waren federführend vom DGB 
und seinen Gewerkschaften benannte Kolleginnen 

und Kollegen bei den notwendigen Verhandlun
gen und Beschlüssen beteiligt. Sie begleiten nun 
im Verwaltungsrat der AOK Niedersachsen den 
Prozess des Zusammenwachsens, der auch im 
Interesse der Versicherten, Beschäftigten  und Un-
ternehmen liegt. Die Umsetzung der Fusion ist ein 
Musterbeispiel für das positive Wirken der sozialen 
Selbstverwaltung.
 
Sozialwahlen 2011
Der wichtige Teil der Listenaufstellung, der Abspra-
chen und Verhandlungen mit anderen potentiellen 
Listeneinreichern und der Listeneinreichung hat bis 
zum 18. November stattgefunden. Ergebnis dieser 
umfangreichen Arbeit war, dass es bei der Deut-
schen Rentenversicherung Braunschweig-Hannover, 
der Deutschen Rentenversicherung Oldenburg-Bre
men und der AOK Niedersachsen im Jahr 2011 zu 
Friedenswahlen kommen wird.

Sozialpolitik

Adolf Bauer, Gabriele Neuling, Hartmut Tölle, Erick Rickmann, Susanne Kremer (von links)
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Bremen
Soziale Gerechtigkeit war auch 2010 ein wichtiges 
Thema in Bremen. Die wachsenden Unterschiede 
zwischen Arm und Reich nehmen zu, besonders 
stark die Kinderarmut. Jedes fünfte Kind in Bremen 
und Bremerhaven lebt mittlerweile in Armut. Die 
Neugestaltung der HartzIV-Regelsätze und mehr 
Teilhabe bei Angeboten der Jugend- und Bildungs-
arbeit waren deshalb Diskussionspunkte im Sozi-
alen Bündnis „Gerecht geht anders“. In dem Bünd-
nis beteiligten sich besonders die IG Metall, ver.di, 
IG BAU und die GEW. Schwerpunkte des DGB im 
Rahmen des Bündnisses waren die Aktivitäten zum 
Tag für menschenwürdige Arbeit, bei denen die Be-
kämpfung des Niedriglohnsektors gefordert wurde. 
Gemeinsam mit VertreterInnen von KDA, Diakonie 
und dem PARITÄTISCHEN wurde eine Zeitung zu 
den Themen Gesundheit – Arbeitsmarkt – Rente 
67 sowie Leiharbeit aufgelegt und weitläufig in 
Betrieben und Verwaltungen verteilt.

Zum Thema Rente 67 fand am 27. Oktober in 
Bremen eine große Demonstration während der 
Arbeitszeit statt.

Krankenkassen
Der DGB ist federführend im Verwaltungsrat der 
AOK Bremen-Bremerhaven vertreten, sowie mit 
einigen VertreterInnen in den Verwaltungsräten 
der Handelskrankenkasse. Auswirkungen der 
Gesundheitsreformen zwingen immer mehr Kas-
sen zu Fusionen, deshalb war dies auch Thema in 
der AOK Bremen/Bremerhaven. Nach mehreren 
Gesprächen mit der AOK Niedersachsen wurde be-
schlossen, das Thema vor den Sozialwahlen 2011 
nicht weiter zu verfolgen.

Zu den Sozialwahlen reichte der DGB als Listenfüh-
rer eine gemeinsame Liste aller Gewerkschaften im 
DGB ein. Dies gelang bei allen Kassen, außer bei 
der Handelskrankenkasse. Schon sehr früh zeichne-
te sich ab, dass es dort Urwahlen geben wird, da 
mehrere Listen ihre Kandidatur anmeldeten. Eine 
gemeinsame DGB-Liste konnte aufgrund unter-
schiedlicher Interessen nicht realisiert werden.

Rentenaktion in Bremen
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Sachsen-Anhalt
In diesem Jahr stand die Gesundheitspolitik im Vor-
dergrund . Der DGB Sachsen-Anhalt hat deshalb 
gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung zwei 
Veranstaltungen unter dem Thema „Was ist uns 
unsere Gesundheit wert?“ organisiert. 

Außerdem bereitete der DGB die Sozialwahlen in 
der AOK Sachsen Anhalt, der IKK gesund plus und 
der Mitteldeutschen Rentenversicherung vor. Mit 
dem ACA, dem CGB und dem DBB/GdS konnte 
eine Einigung erzielt werden, so dass gemeinsame 
Listen eingereicht werden. 

Daneben hat der DGB Gewerkschaften, Regionen 
und andere Verbände mit Fachvorträgen zum The-
ma Sozialwahlen, Gesundheitsreform und Altersar-
mut unterstützt.
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Öffentlicher Dienst / Beamtenpolitik

Nach § 2 der Satzung hat der DGB die Funktion 
als Spitzenorganisation in Fragen des Beamten- 
und Besoldungsrechts in Bund und Ländern inne 
und koordiniert die gemeinsamen Aufgaben der 
Gewerkschaften für die Beamtinnen und Beamten. 
In enger Abstimmung und konstruktiver Zusam-
menarbeit der beteiligten Mitgliedsgewerkschaften 
werden die Beteiligungsrechte in Gesetzgebungs-
verfahren wahrgenommen, Stellungnahmen erar-
beitet, Beteiligungsgespräche geführt und darüber 
hinaus Grundsatzpositionen in beamtenrechtlichen 
Fragen (zum Beispiel zum Laufbahnrecht oder zu 
Besoldung und Versorgung) entwickelt. 

Niedersachsen
Die Landesbeamtenkommission (LBK) hat 2010 
fünfmal getagt und sich mit verschiedenen Ge-
setzes- und Verordnungsentwürfen sowie aktuellen 
beamtenpolitischen Fragen befasst. Schwerpunkt 
war dabei die Auseinandersetzung um die Anhe-
bung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre und die 
Wiedereinführung der Altersteilzeit. In der ent-
sprechenden Stellungnahme zum Gesetzentwurf 
zur Überleitung und Änderung des Beamtenver-
sorgungsrechts sowie zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften haben DGB und Mitgliedsge-
werkschaften die Pension mit 67 abgelehnt und 
die Wiedereinführung der Altersteilzeit begrüßt. 
Kritisiert wurde allerdings deren unzureichende 
materielle Ausgestaltung und die Tatsache, dass 
die Ableistung in Form des Blockmodells nicht 
mehr möglich ist. Bei der Überleitung des Versor-
gungsrechts wird im Wesentlichen Bundesrecht 
übernommen. Der Gesetzentwurf befindet sich im 
Augenblick in der parlamentarischen Beratung.

Ein weiterer Schwerpunkt war die Auseinander-
setzung mit den Stellenabbauplänen der Landes-
regierung. Nachdem das Finanzministerium den 
DGB zur Verhandlung einer Vereinbarung nach 

§ 81 Niedersächsisches Personalvertretungsgesetz 
(NPersVG) über eine Teilzeitregelung mit Teil-
lohnausgleich aufgefordert hatte, hat dieser nach 
Abstimmung mit den Mitgliedsgewerkschaften 
dem Ministerium mitgeteilt, dass ver.di – zugleich 
handelnd für die anderen Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes – das Land zu Tarifverhand-
lungen auffordern wird. Gleichzeitig hat der DGB 
zusammen mit den Gewerkschaften das Land 
erneut zur Verhandlung einer „81er-Vereinbarung“ 
zur Verwaltungsreform insgesamt aufgefordert.

Ein weiteres Thema der LBK waren die allgemeinen 
Entgeltordnungsverhandlungen, die Entgeltord-
nungsverhandlungen für Lehrkräfte mit der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder (TdL) sowie die Vorbe-
reitung der Ländertarif- und -besoldungsrunde 2011.

Daneben hat der DGB unter anderem Stellung 
genommen zur Niedersächsischen Beihilfever-
ordnung, zur Verordnung zur Gewährung eines 
Zuschlags zu den Dienstbezügen bei begrenzter 
Dienstfähigkeit, zur Stellenzulage für Lehrkräfte mit 
besonderen Aufgaben sowie zur Verordnung zum 
Laufbahnrecht der Laufbahngruppe 2 der Fachrich-
tung Bildung.

Vereinbarungen nach § 81 NPersVG
Solche Vereinbarungen werden abgeschlossen zwi-
schen der Spitzenorganisation der zuständigen Ge-
werkschaften (dem DGB) und der Landesregierung. 
Abgeschlossen und unterzeichnet wurden 2010 die 
Vereinbarung über die Einführung und Nutzung von 
elektronischen Lehr- und Lernmethoden (E-Lear
ning), die Vereinbarung über die Einführung eines 
elektronischen Reisemanagementverfahrens (eRNie) 
sowie die Vereinbarung zur Steigerung der Europa-
kompetenz und internationaler Erfahrungen in der 
niedersächsischen Landesverwaltung.
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Bremen
Die Föderalismusreform I (52. Gesetz zur Änderung 
des Grundgesetzes vom 28. August 2006) beinhal-
tet die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz 
für die Regelungen der Laufbahn, Besoldung und 
Versorgung der Beamtinnen und Beamten auf die 
Länder und hat damit zur Aufgabenvermehrung 
geführt. Nach Inkrafttreten des Beamtenstatus-
gesetzes (BeamtStG) zum 1. April 2009 ist das 
Land Bremen sukzessive daran gegangen, seine 
Regelungskompetenz wahrzunehmen, und hat ein 
eigenes Beamtengesetz (BremBG) beschlossen. 
Daneben sind die Laufbahnen von Grund auf 
erneuert und die Regelungen zu Nebentätigkeiten, 
Arbeitszeit, Erholungsurlaub, Sonderurlaub, Reise-
kosten, Personalaktenführung und -datenschutz, 
Dienstwohnungen, Mutterschutz, Teildienstunfähig-
keitszuschlag geändert bzw. neugefasst worden. In 
sämtlichen Gesetzgebungsverfahren hat der DGB 
- im Zusammenwirken mit den Mitgliedsgewerk-
schaften - qualifizierte Stellungnahmen erarbeitet 
und die im Beteiligungsverfahren vorgesehenen 
Erörterungstermine wahrgenommen. Für die zu er-
wartenden Änderungen bei Besoldung und Versor-
gung hat der DGB Grundsatzpositionen entwickelt.

Im Rahmen der Föderalismusreform I ist eine 
sogenannte „Fortentwicklungsklausel“ in Artikel 
33 Abs. 5 Grundgesetz (GG) eingefügt worden 
(„Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter 
Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwi-
ckeln“). Diese Fortentwicklung muss nach Erachten 
des DGB  über das bloße Beteiligungsverfahren in 
der Gesetzgebung hinausgehen sowie Beamtinnen 
und Beamten und ihre Gewerkschaften bei der 
Gestaltung ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen 
stärker einbeziehen. 

In Bremen hat der DGB einen eigenen Gesetzent-
wurf zur Verankerung von Verhandlungsrechten 
im Beamtenrecht („Verhandeln, statt Verordnen“) 
vorgelegt. Dieser ist bisher nicht berücksichtigt 
worden, obwohl die Regierungsfraktionen im 
Vorfeld Zustimmung signalisiert hatten. 
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Das Projekt schien damit steckengeblieben zu sein, 
hätte der Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte (EGMR) nicht durch zwei Entscheidungen 
zum Streikrecht für Beamtinnen und Beamte für 
eine andere rechtliche Grundlage gesorgt. In Urtei-
len gegen die Türkei vom 12. November 2008 (De-
mir und Baykara ./. TR, Beschwerde- Nr. 34503/97) 
und vom 21. April 2009 (Enerji Yapi-Yol Sen ./. TR, 
Beschwerde-Nr. 68959/01) (www.egmr.org) hat 
der EGMR klargestellt, dass eine Einschränkung der 
Koalitionsrechte aufgrund des Beamtenstatus ge-
gen Artikel 11 der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) (www.juraforum.de/gesetze/
EMRK/emrk.html) verstößt. Nunmehr ist es Ziel und 
Aufgabe des DGB, mit der geänderten Rechtspre-
chung im Rücken für Beamtinnen und Beamte volle 
Koalitionsrechte im bremischen Beamtenrecht zu 
verankern.

Sachsen-Anhalt
Eine der Hauptaufgaben bleibt die Mitarbeit in der 
Enquetekommission des Landtags von Sachsen-An-
halt zur Personalentwicklung. Die Amtszeit dieser 
Kommission wurde bis zum 31. Dezember 2010 
verlängert, da aufgrund der Weiterentwicklung des 
Personalkonzepts der Zeitplan nicht eingehalten 
werden konnte. Anfang 2011 soll der Abschlussbe-
richt veröffentlicht werden.

Der DGB hat Stellungnahmen unter anderem zum 
Landesbesoldungsgesetz und zum Landesrichterge-
setz abgeben. Als Folge konnte zum Beispiel verhin-
dert werden, dass die Mitarbeit von Arbeitsrichte-
rInnen in den Einigungsstellen eingeschränkt wird.

Der DGB arbeitet konstant im Landespersonalaus-
schuss und im Beirat Versorgungsrücklage mit. Es 
fanden regelmäßig Gespräche mit dem Innenmini-
sterium und dem Finanzministerium statt.

Eine Broschüre zu den Kommunalfinanzen wird 
Ende 2010 veröffentlicht. Begleitet werden soll 
dies von einer gemeinsamen Veranstaltung mit der 
Friedrich-Ebert-Stiftung.



24 DGB jahresbericht 2010

Die Stelle der Frauensekretärin war nach dem 
Wechsel von Dorothea Braunert zum DGB-Bundes-
vorstand zwei Monate lang kommissarisch und ist 
nun seit dem 1. November 2010 mit Naciye Celebi-
Bektas wieder langfristig besetzt.

Internationaler Frauentag 2010
Politische Diskussionen, Aktionen und Kultur bot 
der DGB zum Internationalen Frauentag am 8. 
März. Bei den Veranstaltungen unter dem Motto 
„Kurs halten! Gleichstellung.“ stritten die Ge-
werkschaftsfrauen in diesem Jahr für gleichwertige 
Lebens- und Arbeitsverhältnisse von Männern und 
Frauen. Dabei betonten sie, dass Gleichstellung 
auch in Zeiten der Wirtschaftskrise nicht vernach-
lässigt werden dürfe. In Niedersachsen, Bremen 
und Sachsen-Anhalt fanden zahlreiche DGB-Veran-
staltungen zum Internationalen Frauentag statt.

Die Fraktion der Linkspartei im niedersächsischen 
Landtag stellte einen Antrag, den Internationalen 
Frauentag als Feiertag einzuführen. In einer An-
hörung am 12. Mai nahm der DGB dazu Stellung. 

Grundsätzlich sei gegen einen weiteren Feiertag 
nichts einzuwenden, der Internationale Frauentag 
scheint allerdings nicht geeignet, Gleichstellung 
würde durch einen derartigen Feiertag nicht zusätz-
lich gefördert.

Landesfrauenräte
In Niedersachsen und Sachsen-Anhalt gehört der 
DGB zu den Mitgliedsverbänden der jeweiligen 
Landesfrauenräte bzw. in Bremen zum Landes-
frauenausschuss. Die Frauensekretärin Dorothea 
Braunert war bis zu ihrem Stellenwechsel im 
Vorstand des niedersächsischen Landesfrauenrates 
vertreten. Gisela Hülsbergen, benannt vom DGB 
Bremen/Elbe-Weser, ist 1. Vorsitzende des Bremer 
Landesfrauenausschusses.

Niedersachsen
Landesfrauenausschuss
Der Landesfrauenausschuss hat sich neben der 
Vorbereitung des 100. Internationalen Frauentages 
im Jahr 2011 vor allem mit dem Niedersächsischen 

Gleichstellungs- und Frauenpolitik

Frauenaktion in Bremen



25jahresbericht 2010 DGB

Gleichstellungsgesetz beschäftigt. Die Pläne der 
Koalitionsfraktionen von CDU und FDP im Nie-
dersächsischen Landtag, nach jahrelanger Verzö-
gerung in einem Eilverfahren bis November 2010 
Änderungen im Niedersächsischen Gleichberech-
tigungsgesetz (NGG) durchzusetzen, stoßen auf 
deutliche Kritik. Besonders kritisch sieht der DGB 
die Entfristung der Paragrafen 5 und 6, welche 
ein herber Rückschlag für die Frauenförderung im 
öffentlichen Dienst wäre. In einer Pressemitteilung 
hat der DGB deshalb ein klares Bekenntnis der Lan-
desregierung zur Frauenförderung gefordert.

Frauensommertagung
Bei der Frauensommertagung, die bei Volkswagen 
und in der Autostadt Wolfsburg durchgeführt 
wurde, beschäftigten sich die Teilnehmerinnen mit 
Fragen der Gleichstellung in der Wirtschaft und im 
öffentlichen Dienst sowie mit Quoten für Frauen in 
Aufsichtsräten und Frauen in Führungspositionen. 
Bei einem Arbeitsgespräch wurden die Themen Ent-
geltgleichheit für Frauen, institutionelle Diskriminie-
rung in Betrieben und Tarifverträgen sowie Ansätze 
für Strategien wider diese Praxis diskutiert.

Bremen
Der Regionsfrauenausschuss hat sich in diesem 
Jahr den Themen Entgeltgleichheit, prekäre Be
schäftigung von Frauen, Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf und dem Mentoring für Frauen gewid
met. Gerade bei diesem letzten Projekt, bei dem 
erfahrene Betriebs- und Personalrätinnen Neu-
gewählte unterstützen, gibt es gute Erfolge zu 
verzeichnen.

Zum Ende des Jahres konstituiert sich der Frau-
enausschuss neu und wird in Zukunft stärker die 
inhaltlichen Themenschwerpunkte der Frauenpolitik 
der Gewerkschaften koordinieren.

Sachsen-Anhalt
Zum Themenbereich Familie und Gleichstellung 
hat der DGB-Landesverband im August 2010 mit 
einer Konferenz ein Modellprojekt abgeschlossen. 
Dabei ging es um den Nachweis, dass Unterneh-
men durch gezielte betriebliche Kommunikation 
die Balance zwischen Arbeits- und Privatleben 
der Beschäftigten verbessern können. Das bringe 
auch betriebswirtschaftliche Vorteile. Das Projekt 
wurde in zehn sachsen-anhaltischen Unternehmen 
durchgeführt. Einbezogen waren insgesamt 1.500 
Beschäftigte, deren Personalvertretungen und 
Unternehmensleitungen. Das Projekt wurde von 
der Wert.Arbeit GmbH, Berlin in Kooperation mit 
dem DGB Sachsen-Anhalt sowie mit Förderung des 
Landes-Wirtschaftsministeriums umgesetzt.
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Jugendbildungsarbeit
Die Bildungsveranstaltungen der DGB-Jugend 
eröffnen Jugendlichen die Möglichkeit, sich mit 
der persönlichen Lebens- und Berufswegplanung, 
mit der Entwicklung eigener Fähigkeiten und 
Kompetenzen sowie den Möglichkeiten der gesell-
schaftlichen Teilhabe auseinander zu setzen. Dazu 
werden  Seminare angeboten mit Schwerpunk-
ten wie Möglichkeiten der Interessenvertretung, 
Zukunfts- und Berufsorientierung, Antidiskrimi-
nierung/Antirassismus und geschlechtersensible 
Bildungsarbeit/Gender sowie Seminare für Schüle-
rInnenvertretungen. 

Berufsschularbeit
Mit dem „Projekttag Demokratie und Mitbestim-
mung“ (PDM) war die DGB-Jugend in Kooperation 
mit den Mitgliedsgewerkschaften sowohl an Berufs-
schulen als auch an außer- und vollzeitschulischen 
Bildungseinrichtungen präsent und konnte Auszu-
bildende und BerufsschülerInnen zu gewerkschaft-
lichen Themen ansprechen. Diese Vorfeldarbeit ist 
umso wichtiger, da immer mehr Jugendliche in den 
Betrieben nur schwer für gewerkschaftliche Themen 
erreichbar sind bzw. sie sich gar nicht erst in einer 
betrieblichen Ausbildung befinden. Ziel des PDM ist 
es, Jugendlichen und jungen Erwachsenen wirtschaft-
liche Zusammenhänge zu erklären, die Rolle von 
Gewerkschaften im politischen und wirtschaftlichen 
System darzustellen und sie zu persönlichem Engage-
ment und zur Interessenvertretung zu motivieren.

Teamenden-Arbeitskreise und Qualifizie-
rungen für Ehrenamtliche 
Die inhaltliche Weiterentwicklung und Reflexion 
der Bildungsarbeit der DGB-Jugend geschieht in 
den unterschiedlichen Teamenden-Arbeitskreisen 
(TAKs), die kontinuierlich von den ehrenamtlichen 
TeamerInnen und JugendbildungsreferentInnen 
organisiert und durchgeführt werden. Für neue 
Teamende fanden Qualifikationen statt.

Höhepunkt des Jahres war ein bezirksweites Treffen 
aller ehrenamtlich Teamenden. Da die Jugendbil-
dungsarbeit im DGB-Bezirk sehr vielfältig ist, war 
ein wichtiges Ziel dieser Veranstaltung, andere Tea
merInnen und die unterschiedlichen Angebote der 
Bildungsarbeit kennenzulernen, um neue Impulse 
für die eigene Arbeit zu erhalten. 

Studierendenarbeit
Die Studierendenarbeit etabliert sich immer mehr 
als selbstverständliches gewerkschaftliches Feld ne-
ben der Arbeit mit Auszubildenden. Lokal und über-
regional entwickeln sich viele Aktivitäten der Hoch-
schulinformationsbüros, der Studierendengruppen 
und der studentischen Interessenvertretung. 

Am 4./5. Juni dieses Jahres fand in Kooperation 
mit den Mitgliedsgewerkschaften in der Heim-
volkshochschule Springe die 2. Vernetzungstagung 
zur gewerkschaftlichen Studierendenarbeit statt. 
Inhaltlich knüpfte diese Tagung an die Diskussi-
onen und Ergebnisse der ersten Tagung an, die 

Jugend
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2009 stattgefunden hatte. In Anlehnung an die 
Aktivitäten zum Bildungsstreik 2009 und an die 
aktuellen Debatten um Organizing bei den Ge-
werkschaften war die Aktivierung gewerkschaft-
licher Arbeit an den Hochschulen Schwerpunkt der 
Tagung.

Gremien
Der Bezirksjugendausschuss, der Landesjugendaus-
schuss Niedersachsen-Bremen und der Landesju-
gendausschuss Sachsen-Anhalt tagten jeweils vier 
bis acht Mal pro Jahr. In diesen Jugendausschüssen 
treffen sich Haupt- und Ehrenamtliche der Ge-
werkschaftsjugend, um gemeinsam Aktivitäten zu 
planen, sich auszutauschen und aktuelle Entwick-
lungen zu diskutieren.

Internationales
Israel 
Im Juni 2010 begrüßte die DGB-Jugend  eine 
Delegation aus Israel von der Partnerorganisation 
Histadrut Haifa. Schwerpunkt des Treffens war der 
Austausch über das Arbeiten und Leben in Israel 
und Deutschland. Es gab Gespräche mit Betriebs-
räten, aber auch über die Erinnerung an die Shoa 
und wie in Deutschland aktuell Antisemitismus und 
Rassismus begegnet wird. Für nächstes Jahr ist ein 
Besuch bei den Partnern in Israel geplant.

Italien 
Seit 2006 findet jedes Jahr im Oktober das Semi-
nar „Bella Ciao – Auf den Spuren der Partisanen“ 
in Reggio Emilia, Italien statt. In Gesprächen mit 
ZeitzeugInnen, dem Besuch von Gedenkstätten 
und -orten und in Diskussionen mit HistorikerInnen 
werden die Geschichte des Faschismus in Italien 
und der Widerstand, der sich dagegen formierte, 
lebendig.

Bildungsreise „Bella Ciao“
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Jugendblock bei der Demo am 6. November
Bei der Demo „Druck machen. Gegen soziale Kälte. 
Für eine solidarische Politik“ am 6. November in  
Hannover mobilisierte die DGB-Jugend gemeinsam 
mit den Gewerkschaftsjugenden zu einem Jugend
block. Viele junge KollegInnen nutzten die Möglich
keit, dort gewerkschaftsübergreifend mit Jugend
themen aufzutreten.

Niedersachsen 
Jugendpolitik 
Durch inhaltliche Beiträge im Rahmen der Antrags-
beratung bei der Vollversammlung des Landesju-
gendrings Niedersachsen konnte die DGB-Jugend 
Themen, die der Gewerkschaftsjugend wichtig sind, 

auf die Ebene des Landesjugendrings heben. Dies 
gelang zum Beispiel durch einen eigenen Antrag 
zum Erhalt des Jugendarbeitsschutzgesetzes. 
Auch bei der neXTKonferenz im September 2010 
im Kultur- und Kommunikationszentrum „Pavillon“ 
in Hannover war die DGB-Jugend präsent, unter 
anderem mit einem Infotisch im Bereich Gender.

Jugendbildung
Im Rahmen der Qualifizierungen war es den Tea
menden aus Niedersachsen möglich, Seminarbau-
steine zu besuchen, um eine Juleica, die anerkann-
te GruppenleiterInnenkarte, zu erhalten und damit 
nachzuweisen, dass sie den hohen Standards der 
Jugendbildungsarbeit nachkommen. 

Jugendliche bei DGB-Demo am 6. November in Hannover
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Bildungsstreik 
Die DGB-Jugend beteiligte sich bezirksweit an den 
Aktivitäten zum Bildungsstreik, unter anderem am 
niedersachsenweiten Bündnis, und unterstützte 
diesen durch die Entwicklung von politischen Posi-
tionierungen, eigene Redebeiträge bzw. durch die 
Vermittlung von gewerkschaftlichen RednerInnen. 

Bremen
Tag der Arbeit 
Bei der Demonstration am 1. Mai in Bremen war 
die DGB-Jugend präsent und hielt bei der zentralen 
Kundgebung mehrere Kurzredebeiträge zu den The-
men Krise und Ausbildung. Zum „Tanz in den Mai“ 
sowie am 1. Mai bot die DGB-Jugend politische 
Cocktails (alkoholfrei) an, deren Namen wie „Kurz-
arbeiter“, „Krisen-Drink“ und „Modularisierungs-
Cocktail“ Themen wie die aktuelle Wirtschaftskrise 
und die Veränderungen im Ausbildungssystem 
aufgriffen. 

JAV-Konferenz 
Im Januar luden DGB-Jugend, IGM-Jugend, ver.
di-Jugend und Junge NGG die Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen (JAV) sowie die Aus-
bildungspersonalrätInnen zur JAV-Konferenz ins 
Bremer Gewerkschaftshaus ein. Die Anwesenden 
diskutierten sehr aktiv mit Hermann Nehls vom 
DGB-Bundesvorstand, der über aktuelle Entwick-
lungen im Ausbildungssystem informierte. 

Veranstaltungen und Aktionen 
Am 20. Januar lud die DGB-Jugend zusammen 
mit dem „Arbeitskreis Kritischer Jurist_innen“ den 
Arbeitsrechtler Prof. Wolfgang Däubler ins Gewerk-
schaftshaus ein, der über das Streikrecht in der 
Bundesrepublik referierte und sich dabei auf aktu-
elle Debatten wie das Streikrecht für BeamtInnen, 
den Solidaritätsstreik und Berufsgruppenstreiks wie 
den Lokführerstreik bezog.

Im Rahmen der Bremer Integrationswoche „Labs-
kaus“ wurden Workshops zu den Themen „Kri-
tisches Weißsein“ und „Antirassistische Jugendbil-
dungsarbeit kennen lernen“ angeboten.

Die DGB-Jugend beteiligte sich am Bremer Aktions-
tag zum „Tag für menschenwürdige Arbeit“ am 7. 
Oktober mit einem eigenen Redebeitrag und einer 
Aktion mit lebensgroßen Figuren aus Styropor, die 
auf prekäre Situationen junger Menschen hinsicht-
lich des Erwerbslebens hinwiesen.

Ende des Jahres lud die DGB-Jugend zur Diskus-
sionsveranstaltung „Was ist uns(ere) Bildung in 
Bremen wert?“ ein, an der unter anderem eine 
Vertreterin des Senats für Bildung und Wissen-
schaft sowie der Landesvorstandssprecher der GEW 
Bremen teilnahm.

Aktion der DGB-Studis am 6. November in Hannover



30 DGB jahresbericht 2010

Sachsen-Anhalt
Die DGB-Gewerkschaftsjugend setzte 2010 die Ak-
tivitäten gegen verstärkt auftretenden Rechtsextre-
mismus fort, bildete Ehrenamtliche aus und weiter, 
die sich in der außerschulischen Bildungsarbeit 
engagieren, und bot außerschulische Jugendbil-
dungsveranstaltungen an. Die Berufsschularbeit im 
Rahmen des Projekttages Demokratie und Mitbe-
stimmung konnte als fester Bestandteil der ge-
werkschaftlichen Jugendarbeit stabilisiert werden. 

Jugendbildungsarbeit
Antirassistische Bildungsangebote konnten fort-
gesetzt und ausgebaut werden. So setzte die 
DGB-Jugend sich in der neuen Reihe „Wider das 
Vergessen“ in Gedenkstätten mit der Geschichte 
und den Hintergründen des Nationalsozialismus 
auseinander. Ziel war es unter anderem, Hand-
lungsoptionen zu entwickeln, um menschenver-
achtenden Äußerungen alter oder neuer Nazis im 
Alltag besser entgegentreten zu können.

Veranstaltungen zur Stärkung politischer 
und sozialer Kompetenzen
Die Veranstaltungen richteten sich an interessierte 
Jugendliche und junge Erwachsene sowie an Multi-
plikatorInnen der außerschulischen Jugendarbeit. Fra-
gen des Lebensunterhaltes, zu rechtlichen Rahmen-
bedingungen während und nach der Ausbildung, zur 
Mitbestimmung und politischen Interessenvertretung 
sowie zum Thema Armut fanden großes Interesse. 

Qualifizierung von MultiplikatorInnen
Im Mittelpunkt der Arbeit des ehrenamtlich tätigen 
TeamerInnen-Arbeitskreis (TAK) stand die Quali-
fizierung von MultiplikatorInnen zu den Themen 
„Demokratie und Mitbestimmung“ sowie „An-
fangsberatung rund ums Studium“. So konnte die 
DGB-Jugend unter anderem die Arbeit der Hoch-
schulinformationsbüros stärken und die Umsetzung 
der Berufschularbeit sichern. 

Hochschulpolitik
In Sachsen-Anhalt gibt es an der Martin-Luther-
Universität Halle/Saale und an der Otto-von-Gue
ricke Universität Magdeburg gewerkschaftliche 
Studierendenarbeit, insbesondere durch die Hoch
schulgruppen der GEW und der IG Metall. Die 
DGB-Jugend unterstützte Seminare zum Thema 
„Praktikum“ und „Finanzierung nach dem Ende 
des Studiums“. 

Aktionen und Projekte
Am 16. Januar 2010 gab es am Gewerkschafts-
haus Magdeburg eine Aktion unter dem Motto 
„Hände für Toleranz“. Sie richtete sich gegen den 
alljährlich an diesem Tag stattfindenden Aufmarsch 
von Neonazis anlässlich der Bombardierung der 
Stadt im Jahr 1945. 

Zum 1. Mai unterstützte die DGB-Jugend die bunte, 
politische Maidemonstration und eine gemeinsame 
Dankeschön-Party für alle Aktiven in Magdeburg.
Die DGB-Jugend initiierte in Gremiensitzungen und 
während Veranstaltungen Diskussionen um die 
Sparmaßnahmen der Bundesregierung. Außerdem 
beteiligte sich die DGB-Jugend an diversen Prote-
staktionen in Sachsen-Anhalt und am europäischen 
Aktionstag des Europäischen Gewerkschaftsbundes 
(EGB) am 29. September in Brüssel.
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Aktionstag am 6. November 2010
Unter dem Motto „Druck machen. Für gerechte 
Politik. Gegen soziale Kälte“ fand am 6. November 
2010 in Hannover eine Großkundgebung mit dem 
DGB-Bundesvorsitzenden Michael Sommer statt. 
Die Vorbereitung und Begleitung der Kundgebung 
war ein zentraler Arbeitsschwerpunkt für die neu 
geführte Abteilung Organisation im DGB-Bezirk. 
Mit Unterstützung aller Beschäftigten in der 
Bezirksverwaltung sowie in konstruktiver Zusam-
menarbeit mit der Abteilung Presse und Öffentlich-
keitsarbeit, allen DGB-Regionen und den Mitglieds-
gewerkschaften verlief die Kundgebung mit über 
15.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern sehr 
erfolgreich. Die bei der Vorbereitung, Durchführung 
und gemeinsamen Auswertung gewonnenen Kon-
takte, Erfahrungen und Verbesserungsvorschläge 
können als solides Fundament für weitere Aktivi-
täten im DGB-Bezirk dienen.

Ehrenamtliche im DGB
Der 19. Ordentliche DGB-Bundeskongress 2010 in 
Berlin hat in der neuen Satzung einen § 12 Kreis- 
und Stadtverbände beschlossen, in dem es heißt:
1. 	Die Bezirksvorstände richten ehrenamtliche Kreis- 

bzw. Stadtverbände in der Regel auf den Ebenen 
der Landkreise und kreisfreien Städte ein.

2. 	Organe der Kreis- und Stadtverbände sind 

	 a) die Kreis- und Stadtdelegiertenkonferenz,

	 b) die Kreis- und Stadtverbandsvorstände.

3. 	Für die Organe der Kreis- und Stadtverbände 
sind die Bundessatzung und die Beschlüsse von 
Bundeskongress, Bundesausschuss, Bundesvor-
stand, Bezirkskonferenz und Bezirksvorstand 
bindend.

4. 	Die Rechte und Aufgaben der Organe der Kreis- 
bzw. Stadtverbände regelt der Bundesvorstand 
in einer Richtlinie.

Organisation und Binnenstruktur
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Diese Richtlinie, an der die ehrenamtlichen und 
hauptamtlichen Kolleginnen und Kollegen großes 
Interesse haben, ist bisher noch nicht beschlossen. 

Binnenstrukturkonferenz  		
vom 19. bis 21. November
Der DGB-Bezirksvorsitzende Hartmut Tölle hat auf 
der Binnenstrukturkonferenz bekräftigt, dass durch 
die Einrichtung von Kreis- und Stadtverbänden kei-
ne bestehenden ehrenamtlichen Strukturen zerstört 
werden sollen. Im DGB-Bezirk existieren 49 Land-
kreise und 13 kreisfreie Städte. 2011 sollen die für 
die Umsetzung der neuen Satzung notwendigen 
Einrichtungsbeschlüsse des Bezirksvorstandes 
gefasst werden. Die Vorlage für den Beschluss des 
DGB-Bezirksvorstandes soll vor diesem Hintergrund 
mit den DGB-Regionen abgestimmt werden.

Die rund 100 Ehrenamtlichen verdeutlichten auf 
dieser Konferenz ihr Interesse daran, in den neuen 
Strukturen arbeiten zu können.

Bildungsprogramm
Wie in den vorangegangenen Jahren führte der 
DGB-Bezirk gemeinsam mit ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V. Bildungsprogramme für die 
ehrenamtliche Binnenstruktur durch. Neben der 
zentralen Binnenstrukturkonferenz gab es Interre-
gio-Seminare, deren Themen die Arbeit der Ehren-
amtlichen vor Ort unterstützten sollen.

TeilmehmerInnen der Binnenstrukturkonferenz 2010
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Die Aktivitäten der Fachabteilungen medienwirk
sam begleiten, zu ausgewählten Themen Presse
gespräche durchführen und Presseanfragen be
arbeiten – das sind die wichtigsten Aufgaben der 
Pressestellen in den drei Bundesländern des DGB-
Bezirks Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt.

Niedersachsen
Rund 50 Pressemitteilungen hat der niedersäch
sische DGB in diesem Jahr herausgegeben. Dazu 
zählten Kommentare zu Arbeitsmarkt- und Aus-
bildungszahlen oder auch Stellungnahmen im 
Rahmen von Gesetzgebungsverfahren auf Landes-
ebene wie zum Beispiel zum Versammlungsgesetz 
oder zum Niedersächsischen Mediengesetz. Großen 
Raum nahmen auch die kritischen Bemerkungen 
des DGB zur Einführung der Pension mit 67 für die 
Beamtinnen und Beamten ein. Hier ist es gelungen, 
den DGB neben dem Deutschen Beamtenbund als 
beamtenpolitischen Akteur zu positionieren.

Pressewirksam begleitet wurde auch die Bezirks-
konferenz am 16. Februar in Hannover. Im Rahmen 
der Betriebsratswahlen 2010 führte der DGB am 
10. März gemeinsam mit ver.di, IG Metall und NGG 
außerdem eine Pressetour zum Thema „Stimmt. 
Betriebsratswahlen 2010“ durch und stellte posi-
tive Beispiele betrieblicher Mitbestimmung vor.

Das „Bündnis für mehr Solidarität im Gesundheits-
wesen – gegen eine Kopfpauschale“, bestehend 
aus neun niedersächsischen Verbänden und vom 
DGB initiiert, stellte sich am 14. Juli der Öffentlich-
keit vor. Am 16. Dezember führte das Bündnis aus 
Anlass der Abstimmung des GKV-Finanzierungsge-
setzes im Bundesrat eine medienwirksame Aktion 
vor der Staatskanzlei durch.

Im Rahmen des DGB-Aktionsherbstes 2010 fand 
am 6. November in Hannover auf dem Opernplatz 
eine Großdemonstration mit rund 15.000 Teil-
nehmerInnen und dem DGB-Bundesvorsitzenden 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Bezirkskonferenz im Februar 2010
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Michael Sommer als Hauptredner statt. Zur Mobili-
sierung und Begleitung der Kundgebung fand eine 
mit den Gewerkschaften abgestimmte Öffentlich-
keitsarbeit statt. 

Die Presseresonanz war erfreulich positiv. Über die 
Groß-Demo wurde ausführlich überregional be-
richtet, trotz starker Nachrichten-Konkurrenz durch 
die zeitgleich stattfindenden Proteste im Wend-
land. Die lokalen Medien in Hannover (z.B. HAZ, 
Neue Presse, BILD, Fahrgastfernsehen) haben sehr 
ausführlich und wohlwollend über die Kundgebung 
berichtet. 

Das Fastnachtgespräch, ein Hintergrundgespräch 
der gewerkschaftlichen PressesprecherInnen, das 
regelmäßig am Faschingsdienstag veranstaltet 
wird, fand bereits zum sechsten Mal statt. Das 
Interesse bei Journalistinnen und Journalisten war 
groß, zehn RedakteurInnen nahmen daran teil.

Bremen
Öffentlichkeitsarbeit / Kampagnen 
Der DGB hat gemeinsam mit Mitgliedsgewerk-
schaften und Ehrenamtlichen regionale Kampa-
gnen durchgeführt sowie sich an überregionalen 
Demonstrationen beteiligt. 

Im Herbst hat der DGB zu einem sozialen Bündnis 
aufgerufen. Gemeinsam mit den Mitgliedsgewerk-
schaften haben sich der PARITÄTISCHE Bremen, die 
Arbeitnehmerkammer, das Bremer Antikrisen-Bünd-
nis „Wir zahlen nicht für Eure Krise“, die Diakonie 
sowie der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt (KDA) 
Bremen beteiligt. Unter dem Titel „Gerecht geht 
anders“ wurde eine Kampagnenzeitung erstellt, 
an der sich alle Verbände mit Beiträgen beteiligten 
und die in Bremer Betrieben und bei Aktionen 
verteilt wurde.

Gemeinsam wurde zu zahlreichen Aktionen aufge-
rufen:

•	 Europäischer Aktionstag gegen die Sparpakete 
der Regierungen in Brüssel und auf dem Doms-
hof in Bremen am 27. September

•	 Tag für menschenwürdige Arbeit mit einem Spea
kers Corner auf dem Domshof am 7. Oktober. 
Anschließende Übergabe der Forderungen an 
den Bürgerschaftspräsidenten Christian Weber

•	 Erwerbslosenaktionstag in Oldenburg am 10. 
Oktober

•	 Demo gegen die Rente mit 67 mit rund 2.500 
Teilnehmenden am 27. Oktober

An der Demonstration  am 6. November in Hanno-
ver beteiligten sich rund 550 TeilnehmerInnen aus 
Bremen und Umland.

6. November 2010: Blick vom Dach des Opernhauses auf die Demonstration
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Sachsen-Anhalt
Das Zusammenspiel von Gewerkschaften und DGB 
ist in den sachsen-anhaltischen Medien deutlich 
wahrnehmbar. Die sprichwörtlich „stärkste Waffe“ 
ist nicht mehr nur die DGB-Pressemitteilung. Es 
waren auch die Veranstaltungen und Aktionen 
von Mitgliedsgewerkschaften und DGB-Regionen, 
die es in die Berichterstattung insbesondere der 
Lokalseiten von Tageszeitungen schafften.

Ähnlich verhält es sich bei der überregionalen 
Berichterstattung auf den Politik- und Wirtschafts-
seiten. Wenn etwa mit dem Pakt für Fachkräftesi-
cherung des Landes eine höhere Tarifbindung als 
politisch gewollt durchgesetzt wird, dann sind die 
Mitgliedsgewerkschaften die bestimmenden Ak-
teure. Gleichwohl bleibt es Aufgabe des DGB und 
seines Landesvorsitzenden, dies nachdrücklich als 
Erfolg der Gewerkschaften mit positiver Wirkung 
für die Landesentwicklung zu kommentieren. 

In der öffentlichen Auseinandersetzung mit der 
Landespolitik spielten außerdem „Armut trotz 
Erwerbstätigkeit in Sachsen-Anhalt“, „Gute Arbeit“ 
gegen Abwanderung“ oder die Folgen des „Spar-
paketes“ auf unser Bundesland eine wichtige Rolle.

Im Rahmen der turbulenten Veränderungen in den 
Medienlandschaften steht auch die Öffentlichkeits-
arbeit des DGB in Sachsen-Anhalt vor besonderen 
Herausforderungen. Vertretungen von Presseagen
turen gibt es nur Halle und Magdeburg, die Wochen-
enddienste arbeiten meist aus Leipzig oder Berlin. 

Die neue DuMont Redaktionsgemeinschaft hat 
titelübergreifend die Erstellung von Inhalten auch 
der „Mitteldeutschen Zeitung” (MZ) in Halle von 
Köln aus übernommen. Damit wurde für den DGB 
in Sachsen-Anhalt der Zugang zu den Mantelseiten 
der MZ spürbar erschwert. „Bild Magdeburg“ wird 
von Halle aus redaktionell betreut.

Insbesondere die „schnellen“ Medien (Radio, TV) 
greifen wegen der allgemeinen personellen Ausdün-
nung zunehmend auf den DGB als Recherchedienst 
zurück. Bei nicht geringem Arbeitsaufwand unse-
rerseits entstehen so Beiträge zu arbeitsmarktpoli-
tischen und sozialen Themen, die unserer Perspekti-
ve folgen, ohne den DGB immer explizit zu nennen. 

Der DGB im Netz
Die Internet-Auftritte der drei Landesebenen 
werden kontinuierlich gepflegt, sie spiegeln unsere 
Aktivitäten und Kampagnen wider. Ein regelmäßig 
erscheinender elektronischer Newsletter informiert 
DGB-Beschäftigte, Gewerkschaften, PolitikerInnen 
in Bund und Land sowie Interessierte regelmäßig 
über unsere Themen und Termine.

Im kommenden Jahr steht der Relaunch der Inter
netseiten an. Ende 2010 fanden bereits Schulun
gen für das neue Redaktionssystem union.cms und 
konzeptionelle Überlegungen statt, die Umsetzung 
wird in der ersten Hälfte des Jahres 2011 stattfinden.

www.niedersachsen.dgb.de

www.sachsen-anhalt.dgb.de

www.dgb-bremen.de

Web 2.0 - Twitter, Blogs und Facebook
Aufgrund der hohen Nachfrage nach einer Fortbil-
dung zum Thema „Soziale Netzwerke im Internet“ 
fand im Juli und September ein zweitägiges Wei-
terbildungs-Seminar statt. Der Referent Christoph 
Matterne führte in die Chancen und Risiken des 
Web 2.0 ein. Übungen ermöglichten es, unter-
schiedliche Elemente wie Twitter, Blogs und Face-
book kennenzulernen und praktisch anzuwenden. 
Mittlerweile ist der DGB Niedersachsen bei Twitter 
und Facebook präsent und nutzte beide Portale für 
die Bewerbung der Großkundgebung am 6. No-
vember in Hannover.
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Kooperationen

Niedersachsen
Der DGB unterhält zahlreiche gute Kontakte mit 
Gewerkschaften und Gewerkschaftsverbänden aus 
diversen Ländern. Auch im Jahr 2010 wurden im 
Rahmen dieser Partnerschaften Projekte durchge-
führt, die der internationalen Verständigung und 
dem fachbezogenen Austausch dienten.

Grenzüberschreitende Kooperation
Seit der Gründung des Interregionalen Gewerk-
schaftsrates Weser-Ems-Nord-Niederlande (IGR 
WENN) beteiligt sich der DGB-Bezirk an dieser 
grenzüberschreitenden deutsch-niederländischen 
Kooperation. Ziel ist es, die gewerkschaftliche Arbeit 
beiderseits der Grenze zu koordinieren, in einen in-
haltlichen und strategischen Austausch miteinander 
zu treten und gemeinsame Lösungen für gemein-
same Probleme zu finden. Auch im Jahr 2010 gab es 
im Rahmen des IGR WENN Veranstaltungen sowie 
regelmäßige Vorstandstreffen.

Union Regio Net
Auf Initiative des DGB Niedersachsen haben regi-
onale Gewerkschaftsgliederungen aus Frankreich, 
Spanien und Polen ein Netzwerk gegründet. Im 
Jahr 2010 ist das zweite, von der EU-Kommission 
geförderte Tagungsprojekt dieses Netzwerks mit 
einem Nachbereitungstreffen der Steuerungsgrup-
pe zum Abschluss gekommen. Auch in Zukunft 
sollen ähnliche Projekte des Union Regio Net 
durchgeführt werden, ein entsprechender Antrag 
wurde im August bei der Europäischen Kommission 
eingereicht.

Belarus
Seit mehreren Jahren unterstützt der DGB die 
belarussischen freien und unabhängigen Gewerk
schaften, zurzeit bemüht er sich intensiv um Ko
operationspartner für die Angebote an die belarus
sischen Gewerkschaften.

Im Frühsommer fand ein Besuch einer gewerk-
schaftlichen Gruppe in Minsk Soligorsk und Brodna 
statt, um die gemeinsamen Planungen auf eine 
sichere Grundlage zu stellen.

2010 war, wie schon in den Vorjahren, ein Aus-
tauschprojekt geplant. Fünf junge Gewerkschafte
rinnen und Gewerkschafter sollten zu einem ein
wöchigen Aufenthalt eingeladen werden, in dessen 
Rahmen sie sich über die Arbeit des DGB und 
seiner Mitgliedsgewerkschaften, aber auch über 
das politische System und aktuelle gesellschaftliche 
Entwicklungen in Deutschland informieren wollten. 
Aufgrund von Schwierigkeiten bei der Visa-Vergabe 
konnte dieser Austausch sehr kurzfristig nicht statt
finden. Die Kontakte werden aber weiterhin gepflegt, 
im kommenden Jahr ist erneut ein Austauschprojekt 
vorgesehen.

Israel
Zusammen mit den DGB-Bezirken Nord und Baden-
Württemberg wurde im August ein mehrtägiger Be-
such einer Delegation der Gewerkschaft Histadrut 
aus Haifa durchgeführt. Unter Leitung von Baruch 
Salz waren zehn Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter zu Gast. Das Programm führte sie nach 
Berlin, Hamburg und Bremen sowie anschließend 
nach Baden-Württemberg. Auf der Tagesordnung 
standen neben Gesprächen mit Gewerkschafts-
vorsitzenden und PolitikerInnen auch Besuche bei 
Gewerkschaftseinrichtungen wie der IG Metall in 
Rendsburg und in Betrieben, zum Beispiel beim 
Windanlagenhersteller Repower und im Hamburger 
Hafen. Im politischen Gedankenaustausch standen 
die Interessen und aktuellen Probleme der deut-
schen Beschäftigten im Mittelpunkt.

Europäischer und internationaler Austausch
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Niedersachsen
Der DGB hat deutlich Kritik an der atomfreund-
lichen Politik der niedersächsischen Landesregie-
rung wie auch der Bundesregierung geübt und sich 
gegen die Laufzeitverlängerung für Atomkraftwerke 
eingesetzt. Er sieht die Gefahr, dass durch das Auf-
kündigen des Atomkonsenses durch Bundesregie-
rung und Atomwirtschaft eine sachliche Diskussion 
um die Zukunft der Energieversorgung, um das 
Auslaufen der Atomstromproduktion und um eine 
Lösung für die Lagerung des Atommülls in weite 
Ferne rückt. Zudem ignoriert der Beschluss über 
die Laufzeitverlängerung, der von der niedersäch-

sischen Landesregierung mitgetragen wird, die mit 
der Atomkraft verbundenen langfristigen Risiken.
Im Frühjahr verabschiedete der DGB ein Positi-
onspapier mit dem Titel „Acht Eckpunkte für eine 
soziale und ökologische Industrie- und Dienstlei-
stungspolitik für Niedersachsen“. Darin werden 
Wege aufgezeigt, die traditionelle Industriegesell-
schaft auf die ökologischen und sozialen Heraus-
forderungen der Zukunft einzustellen. 

Ausschuss für Umweltfragen (AfU)
Der AfU tagte auch im Jahr 2010 regelmäßig. Zu 
den Sitzungen wurden externe Gäste eingeladen, 
so kamen in diesem Jahr der zwischenzeitlich 
zum Präsidenten des Wuppertal-Instituts berufene 
Prof. Uwe Schneidewind, zugleich Vorsitzender 
der Regierungskommission Klimaschutz, und die 
Vizepräsidentin des Bundesamts für Strahlenschutz, 
Stefanie Nöthel, zu Vorträgen in den Ausschuss. In-
haltlich war die Arbeit des AfU von der Begleitung 
der sechsten Regierungskommission sowie der 
Klimaschutzkommission, von der Atompolitik der 
Bundes- und Landesregierung sowie von den Dis-
kussionen rund um die Asse und Gorleben geprägt. 
Das ausführliche „Positionspapier zur Atompolitik 
und zur Lagerung radioaktiver Abfälle“ aus dem 
Jahr 2009 wurde überarbeitet und aktualisiert. Im 
Rahmen einer Studienreise nach Brüssel informierte 
sich der Ausschuss über den aktuellen Stand der 
europäischen Umwelt- und Energiepolitik.

Regierungskommissionen
Der DGB ist in der Regierungskommission „En-
ergie- und Ressourceneffizienz“, in der Regie-
rungskommission „Klimaschutz“ und in den 
Arbeitskreisen beider Kommissionen vertreten. Er 
bringt dort die Anliegen von Gewerkschaften und 
Beschäftigten ein. Ziel des DGB ist dabei auch da-
für zu sorgen, dass diese Gremien nicht zu reinen 
Alibiveranstaltungen verkommen.

Umweltpolitik
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Niedersachsen Allianz für Nachhaltigkeit
Der DGB arbeitete intensiv in der Niedersachsen 
Allianz für Nachhaltigkeit mit. Ziel ist es, gewerk-
schaftliche Anliegen einzubringen und neben der 
ökologischen auch die soziale und die ökono-
mische Nachhaltigkeit in der Allianz zu verankern.

Sachsen-Anhalt
Umweltallianz, Begleitausschuss ELER
Der DGB Sachsen-Anhalt begleitet die Umweltal-
lianz des Landes. Seine Mitwirkung im Begleitaus-
schuss des Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raumes (BA ELER) 
hat der DGB deutlich auf Nachhaltigkeit ausge-
richtet. Die Probleme mit der speziell ostdeutschen 
Form globalisierter und industrialisierter Landnut-
zung durch Fondsinvestoren und Agrarkonzerne 
werden in den kommenden Jahren noch deutlicher 
in Erscheinung treten. Dies war auch Ansatz des 
DGB-Beitrags im Anhörungsverfahren zum aktu-
ellen Landesentwicklungsplan 2010, denn insbe-
sondere Sachsen-Anhalts Norden ist eine Flächen- 
und Agrar-Region.

Atommüll-Endlager Morsleben
Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion um 
den Atomausstieg und um das Endlager Mors-
leben sowie aufgrund der räumlichen Nähe zum 
Zwischenlager Gorleben hat der DGB die Zusam-
menarbeit mit den niedersächsischen KollegInnen 
intensiviert. Im Oktober konnte erstmals ein Mitar-
beiter aus dem Magdeburger Landesbüro an einer 
Informations- und Grubenfahrt im „Erkundungs-
schacht“ Gorleben teilnehmen.
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Niedersachsen
Auch 2010 hat der DGB seine Schulungen für die 
auf Vorschlag der Mitgliedsgewerkschaften be-
nannten 1.313 ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richter der I. Instanz und der 241 ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter der II. Instanz der Arbeits-
gerichtsbarkeit fortgesetzt.

Das Schulungsthema für die Richterinnen und 
Richter der I. Instanz war „Die Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise auf das Arbeitsverhältnis am Bei-
spiel der betriebsbedingten Kündigung“. Es fanden 
elf Schulungen statt.

Für die Richterinnen und Richter der II. Instanz 
fanden zwei Schulungen mit den Themen betriebs-
bedingte Kündigung, Beschäftigungssicherung,  
Bagatellkündigung, Betriebs(teil)übergang und 
Grundzüge des Schwerbehindertenrechts (SGB IX) 
statt.

Die 249 ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 
der Sozialgerichtsbarkeit wurden in drei Veranstal-
tungen zu Themen aus den Bereichen des SGB II, 
SGB IX und SGB VII geschult. 

Bremen
Erstmals wurde 2010 wieder ein Schulungsangebot 
für neu gewählte ehrenamtliche Richterinnen und 
Richter aufgelegt. Gemeinsam mit einem Richter 
des Arbeitsgerichts Bremen führte der DGB eine 
Einführungsveranstaltung durch, die mit 42 Teil-
nehmenden regen Zuspruch fand. Es wurde daher 
vereinbart, in Zukunft regelmäßig Schulungen zu 
Schwerpunktthemen durchzuführen.

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter
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Niedersachsen
Als Mitglied im Beirat für Arbeit- und Gesundheits-
schutz beim niedersächsischen Sozialministerium 
bereitet der DGB gemeinsam mit den Gewerk-
schaften die Beiratssitzungen vor. 2010 spielten ins-
besondere Fragen der Gemeinsamen Deutschen Ar-
beitsschutzstrategie, aber auch die Umsetzung von 
Gefährdungsbeurteilungen in der Gewerbeaufsicht 
eine Rolle. Nach wie vor stellt sich die Frage, wie 
die in der Aufsicht Beschäftigten die umfangreichen 
Aufgaben, die sich insbesondere aus EU-Vorgaben 
ableiten, bewältigen sollen. Zuständigkeiten sind 
zum Teil immer noch unklar, die Ausstattung mit 
Personal ist nicht ausreichend.

Die Zusammenarbeit mit dem Ministerium ist häufig 
schwierig, da viele für die Beiratsmitglieder notwen-
digen Informationen angemahnt werden müssen. 
Der DGB erwartet, dass das Ministerium zukünftig 
gegenüber den Sozialpartnern mehr Engagement 
zeigt. Die Strategie, gemeinsam mit den Unterneh-
mensverbänden die Beiratsarbeit abzustimmen und 
durchzuführen, hat sich dagegen bewährt.

Bremen
Der Arbeitskreis Arbeits- und Gesundheitsschutz 
des DGB behandelt aktuelle Fragen, in diesem 
Jahr vor allem die Umsetzung der Gemeinsamen 
Deutschen Arbeitsschutzstrategie im Land Bremen. 
Diese spielte auch bei der Mitarbeit im neu struk-
turierten Landesarbeitskreis für Arbeitsschutz bei 
der Senatorin für Arbeit und Gesundheit eine große 
Rolle. Durch die Umstrukturierung, an der auch die 
Gewerkschaften beteiligt waren, ist dieser Arbeits-
kreis zu einem gut funktionierenden Gremium der 
Arbeitsschutzakteure geworden.

Auf Behördenebene wurde der Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz einschließlich Gewerbeaufsicht aus 
dem Ressortbereich Arbeit in den Ressortbereich 

Gesundheit über- und mit dem gesundheitlichen 
Verbraucherschutz zusammengeführt. Der DGB hat 
erfolgreich darauf gedrängt, den Arbeitsschutz nicht 
einem allgemeinen Begriff von Verbraucherschutz 
unterzuordnen, damit die Interessen der Beschäf-
tigten hinsichtlich der Schonung und des Erhalts 
ihrer Gesundheit am Arbeitsplatz besonders be-
rücksichtigt werden. Ob diese Forderung langfristig 
umgesetzt wird, wird der DGB im Blick behalten.

Der Arbeitskreis Arbeits- und Gesundheitsschutz 
beim DGB unterstützt Gewerkschaftsmitglieder 
sowie Betriebs- und Personalräte bei der Durch-
setzung des vom Arbeitsschutzgesetz vorgeschrie-
benen vorbeugenden Arbeits- und Gesundheits-
schutzes in den Bremer Betrieben. Zu diesem Zweck 
führt er jedes Jahr eine Arbeitsschutzkonferenz 
durch.

Arbeits- und Gesundheitsschutz
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Thema der 16. Arbeitsschutzkonferenz im Juni 2010 
war „Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstra-
tegie – Ideen für eine bessere Praxis“. Bei der gut 
besuchten Veranstaltung ging es darum, einen Dia-
log zwischen betrieblichen InteressenvertreterInnen 
und AkteurInnen des Arbeitsschutzes zu schaffen 
und die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrate-
gie praxistauglich für die Umsetzung im Betrieb zu 
machen. Exemplarisch wurden dafür die Themen-
bereiche „Psychische Belastungen“ und „Arbeit-
schutz für LeiharbeiterInnen“ hervorgehoben. Die 
Konferenz entwickelte einen Forderungskatalog, 
den die Bremer VertreterInnen in die Fortschreibung 
der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie 
einbringen werden.

Außerdem begleitet der DGB das von Arbeit-
nehmerkammer und Arbeitsressort betreute Inter-
netportal www.AUGE-Bremen.de, das allen Interes-
sierten Kommunikation und Information zu Fragen 
des betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
ermöglicht.

Sachsen-Anhalt
Der DGB und seine Gewerkschaften arbeiteten 
aktiv im Landesarbeitskreis für Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz und gestalteten in diesem Rahmen 
den Tag der Arbeitssicherheit mit.
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Niedersachsen 
Die Aktivitäten und die Präsenz der Nazis in Nie-
dersachsen machen eine Arbeit gegen Rechts in 
lokalen und regionalen Bündnissen notwendig. 
Konkreter Anlass waren in diesem Jahr zum Bei-
spiel die Naziaufmärsche in Hildesheim und Bad 
Nenndorf.  

Parallel zum Michaelisfest mit vielen europäischen 
Gästen haben die Nazis am 5. Juni zu einer Demo 
in Hildesheim aufgerufen. Das „Bündnis gegen 
Rechts“ unter dem Dach des DGB rief dazu auf, 
an der Gegendemo teilzunehmen und den Nazis 
entschieden, aber friedlich entgegen zu treten. 
Der Naziaufmarsch in Bad Nenndorf am 14. August 
und die Gegenveranstaltungen des Bündnisses 
„Bad Nenndorf ist bunt“ bekam über Niedersach-
sen hinaus besondere Aufmerksamkeit, da unver
ständlicher Weise die Demo der Nazis erlaubt wurde, 
die Gegenveranstaltung jedoch nicht. Durch einen 
Eilantrag konnte das Verbot rechtzeitig wieder 
aufgehoben werden, jedoch hinterlassen derartige 
Entscheidungen für die weitere politische Arbeit 
Spuren. Denn gerade in Bad Nenndorf werden die 
Proteste gegen die Nazis weitergehen, da weitere 
Naziaufmärsche über Jahre hinaus angemeldet 
sind und die Nazis den Ort für ihre Aufmärsche fest 
etablieren wollen. 

Über diese beiden genannten Ereignisse hinaus 
gibt es eine Vielzahl kleinerer und größerer Aktivi-
täten gegen Rechts: Von Aufkleberaktionen gegen 
Nazis über die Beteiligung der DGB-Jugend an den 
Internationalen Antirassismuswochen bis hin zum 
alljährlichen „Rock gegen Rechts“ in Oldenburg. 

Aktiv gegen Rechts
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Bremen
Im Februar 2010 fand das Festival „Stand up ge-
gen Rechts“ statt. Das Bündnis „Stand up“, in dem 
sich neben der DGB-Jugend vier weitere Jugend-
einrichtungen engagieren, veranstaltete im Herbst 
2010 auch eine Workshop-Reihe für eine vielfältige 
Jugendkultur. 

Die DGB-Jugend war vertreten in der Jury zur Ver-
leihung des Preises „Dem Hass keine Chance“, der 
von der Landeszentrale für politische Bildung aus-
gelobt wird. Preisträger waren unter anderem eine 
Berufsschule für die Errichtung eines Mahnmales 
für ZwangsarbeiterInnen im Nationalsozialismus in 
Bremen durch Schülerinnen und Schüler. 

Am 30. September fand ein Fachtag „Rechtsextre-
mismus in Bremen – Was tut die Jugendarbeit?“ 
der Kooperationsrunde Mitte-Östliche Vorstadt statt, 
an dessen Vorbereitung die DGB-Jugend beteiligt 
war. Neben einem Vortrag über aktuelle rechte Ten-
denzen durch „Pro aktiv gegen Rechts“ stellte auch 
die DGB-Jugend ihre Bildungsangebote vor. 

Der DGB ist Mitglied im Beirat von „Pro aktiv 
gegen Rechts“. Im Rahmen dieses Programms gibt 
es eine Koordinierungsstelle sowie zwei Beratungs-
stellen gegen Rechtsextremismus, die von Bürge-
rInnen, Initiativen und PolitikerInnen bei Fragen im 
Umgang mit rechtsextremen Personen oder Grup-
pierungen zu Hilfe gerufen werden können. 

Sachsen-Anhalt
Der DGB hat auch in diesem Jahr wieder die Inte
ressen der Gewerkschaften in den Bündnissen 
für Toleranz und Demokratie, am Runden Tisch 
gegen Ausländerfeindlichkeit und im Bündnis für 
Integration und Zuwanderung vertreten, ebenso 
in der Runde im Justizministerium. Hinzu kamen 
Bündnisse vor Ort und die Beiräte des Landesak
tionsplanes.

Gemeinsam mit der Landeszentrale für politische 
Bildung und anderen Vereinen hat der DGB am 11. 
Juni die Veranstaltung in Dessau zum 10. Todestag 
von Alberto Adriano organisiert. Es haben über 
hundert Personen teilgenommen.

Im Januar fand die zweite „Meile der Demokratie“ 
in Magdeburg vom Universitätsplatz bis zum Has-
selbachplatz im Breiten Weg statt. Diese gemein-
same Veranstaltung des Bündnisses gegen Rechts 
und der Stadt Magdeburg war die Antwort auf die 
jährliche Demonstration der NPD zum Jahrestag 
der Bombardierung der Stadt Magdeburg. 
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Niedersachsen
2010 war maßgeblich von zwei wegweisenden Ge-
richtsurteilen bestimmt. Zum einen hat das Bundes-
verwaltungsgericht das politische Mandat der Kam-
mern eingegrenzt. Industrie- und Handelskammern 
dürfen Stellungnahmen oder sonstige Erklärungen 
nur zu Themen abgeben, bei denen es um nachvoll
ziehbare Auswirkungen auf die gewerbliche Wirt
schaft in ihrem Bezirk geht. Allgemeinpolitische 
Äußerungen sind unzulässig. Das Gericht stellte 
außerdem fest: Die zuständigen Gremien – also in 
der Regel die Vollversammlungen oder auch der 
Berufsbildungsausschuss – müssen vor der Ver
öffentlichung von Stellungnahmen und Erklärun
gen beteiligt werden. Insbesondere eine reine 
Vertretung von Arbeitgeberinteressen ist nach dem 
Urteil mit dem Status der Kammern als öffentlich-
rechtliche Einrichtung nicht vereinbar. Gleiches gilt 
parallel auch für die Handwerkskammern. 

Zum anderen wurde vom Verwaltungsgericht 
Braunschweig die Klage der Bäcker-Innung Wol
fenbüttel gegen die Handwerkskammer Braun
schweig-Lüneburg-Stade abgewiesen. Die Kammer 
hatte eine Satzungsänderung der Innung abge
lehnt, welche den Mitgliedsunternehmen der 
Innung das Ausscheiden aus der Tarifbindung 
ermöglicht hätte. Gegen diese Entscheidung der 
Kammer hatte die Innung Klage eingereicht. Nach 
Auffassung des Gerichtes sind Innungen Körper-
schaften des öffentlichen Rechts, die – auch bei der 
Wahrnehmung ihrer freiwilligen Aufgaben – der 
Rechtsaufsicht der Handwerkskammer unterliegen. 
Hierdurch unterscheiden sie sich von den unabhän-
gigen Arbeitgeberverbänden. OT-Mitgliedschaften 
sind im Ergebnis mit der Handwerksordnung 
unvereinbar.

Handwerk
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Insgesamt ist festzustellen, dass Leiharbeitsunterneh
men zunehmend in den handwerklichen Arbeitsmarkt 
eindringen. Sogar einige Kreishandwerkerschaften 
bieten über eigene Zeitarbeitsunternehmen ihren 
Handwerksbetrieben LeiharbeiterInnen an. Sie fördern 
damit aktiv prekäre Beschäftigung im Handwerk. Die 
IG Metall-Vertrauensleute in den Handwerkskammern 
wenden sich gegen diese Entwicklung und haben in 
einer „Resolution zur Leiharbeit im Handwerk“ eine 
Begrenzung der Leiharbeit und die gesetzliche Ver-
ankerung des Grundsatzes „Gleiche Arbeit - Gleiches 
Geld“ eingefordert.

Der DGB-Bezirk hat die Aktiven im Bereich Hand-
werk zu einem Arbeitstreffen im November einge-
laden. Themen waren insbesondere Anspruch und 
Wirklichkeit der Arbeit der Berufsbildungsausschüs-
se sowie das Prüfungswesen. 
 

Bremen
Für die Mitglieder, im Besonderen für die Neuen in 
der Vollversammlung, wurde in Bremen bis Oktober 
2010 ein Gesellen-Coaching für ihre ehrenamtliche 
Arbeit in der Vollversammlung angeboten. Das 
Angebot war nach den Bedürfnissen der Ehren-
amtlichen zusammengestellt. Die Strukturen der 
Selbstverwaltung wurden vorgestellt, Kommuni-
kation und Moderation trainiert. Auch das Lesen 
des Haushalts und des Wirtschaftsplanes gehörte 
zu den Schwerpunkten. Dieses Projekt wurde in 
Bremen als Pilotprojekt angeboten und soll später 
auch in anderen Kammern umgesetzt werden.

Die IG Metall hat die Arbeitshilfe „Selbstverwaltung 
im Handwerk“ aufgelegt. Diese Broschüre enthält 
Erfahrungsberichte von Vizepräsidenten der Ar-
beitnehmervertreter aus den Handwerkskammern 
sowie eine Kurzeinführung in die Grundlagen des 
Haushaltsrechtes der Handwerkskammern. Autoren 

der Broschüre sind die Arbeitnehmervizepräsidenten 
und IG Metall-MitarbeiterInnen aus dem Bereich 
Handwerk. Rainer Schnaars, Vizepräses der Hand-
werkskammer Bremen, war maßgeblich an der 
Erstellung der Broschüre beteiligt, die gut in der 
Arbeit vor Ort einzusetzen ist.

Im Handwerk soll eine Imagekampagne das Anse-
hen des Handwerks in der Bevölkerung verbessern. 
Besonders Schülerinnen und Schüler sollen im 
Handwerk ihre Karrierechancen sehen und sich für 
eine Ausbildung im Handwerk interessieren. Die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Vollver-
sammlung der Handwerkskammer fordern neben 
den Botschaften der Kampagne eine tatsächliche 
Verbesserung der Arbeits- und Rahmenbedingun
gen in den Handwerksbetrieben. Ziel muss unter 
anderem die Erhöhung der Qualitätsstandards in 
der Ausbildung sein. Auch Tarifverträge gehören zu 
den Forderungen der Arbeitnehmervertreter.
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Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen –Sach-
sen-Anhalt hat 2010 unter Federführung von Henry 
Kirch ein umfangreiches Jahresprogramm für die 
Seniorinnen und Senioren in den Gewerkschaften 
angeboten. Der Arbeitskreis der Seniorinnen und 
Senioren tagte dreimal und bereitete intensiv den 
Internationalen Tag der älteren Generation am 1. 
Oktober vor. Wie im Vorjahr wurde eine große Ver-
anstaltung mit über 200 TeilnehmerInnen durch-
geführt. Hauptreferent Hans-Jürgen Urban vom IG 
Metall-Vorstand beschäftigte sich mit den sozial- 
und gesellschaftspolitischen Veränderungen sowie 
den gewerkschaftlichen Positionen zur Renten-, So-
zial- und Arbeitsmarktpolitik. Zweiter Schwerpunkt 
war das Thema „Soziale Sicherung“ am Beispiel 
der Ausbildung im Pflegebereich. Hierzu fand eine 
Podiumsdiskussion statt, bei der auch allgemeine 
Fragen von Ausbildung und Qualifizierung auf der 
Tagesordnung standen.

Der Arbeitskreis der DGB-SeniorInnen hat sich 
darüber hinaus an vielen gewerkschaftlichen 
Aktionen beteiligt, insbesondere der Aktionstag 
am 6. November 2010 in Hannover unter dem 
Motto „DRUCK MACHEN. FÜR GERECHTE POLITIK. 
GEGEN SOZIALE KÄLTE.“ wurde von zahlreichen 
Seniorinnen und Senioren aus dem gesamten 
Bezirk unterstützt.

Sachsen-Anhalt
Der Arbeitskreis der DGB-Seniorinnen und Senioren 
hat sich regelmäßig getroffen und verschiedene 
Themen besprochen. Der Vorsitzende auf Landes
ebene, Rolf Herrmann, vertritt die Interessen der 
SeniorInnen im DGB-Landesvorstand und im Bünd
nis Soziale Bewegung. Vor allem das Problem der 
Angleichung der Ost- an die Westrente hat den DGB 
beschäftigt.

Seniorinnen und Senioren

DGB-Demo am 6. November in Hannover
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In den Rundfunkräten des MDR, NDR und Radio 
Bremen sowie in den Medienanstalten in den drei 
Ländern Niedersachsen, Bremen und Sachsen-
Anhalt sind zahlreiche Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter vertreten.

Niedersachsen
Der Vorsitzende des DGB-Bezirks, Hartmut Tölle, 
ist Mitglied im Verwaltungsrat des NDR, im Rund-
funkrat des NDR vertritt die Bezirks-Pressespreche-
rin Tina Kolbeck-Landau den DGB. Die Arbeit der 
Rundfunkräte war 2010 in erster Linie durch den 
Drei-Stufen-Test für öffentlich-rechtliche Online-
Angebote und die Diskussion um die Rundfunkfi-
nanzierung geprägt.

Der Arbeitskreis Medienpolitik hat sich Anfang 
des Jahres neu gegründet, es arbeiten Gewerk-
schaftsvertreter aus dem NDR-Rundfunkrat und der 
Versammlung der Niedersächsischen Landesme-
dienanstalt mit. Erste Aufgabe des Arbeitskreises 
war es, eine Stellungnahme zur Novellierung des 
Niedersächsischen Mediengesetzes zu erarbeiten. 
Die damit verbundenen Pläne der Landesregie-
rung, ab Januar 2011 kommerziellen Lokalfunk 
in Niedersachsen einzuführen, stießen beim DGB 
auf heftige Kritik. Vor allem die umfangreiche 
Beteiligungsmöglichkeit von Verlegern an Lokalsen-
dern monierte der DGB, denn dadurch würde die 
Meinungsvielfalt in Niedersachsen noch weiter in 
Gefahr geraten. Schon jetzt ist die Pressekonzen-
tration sehr hoch, so existiert in mehr als Dreiviertel 
aller kreisfreien Städte und Kreise nur eine einzige 
Lokalzeitung. Diese Position hat der DGB auch in 
der Anhörung am 13. August im Niedersächsischen 
Landtag vertreten.

Bremen
Im Rundfunkrat von Radio Bremen vertritt Annette 
Düring den Deutschen Gewerkschaftsbund, Frank 
Behrens aus Bremerhaven ist ihr Stellvertreter. Für 
den Verwaltungsrat vertritt Professor Dr. Rudolf 
Hickel die Gewerkschaften, im Landesrundfunkaus-
schuss vertritt Dagmar Burgdorf den DGB.
Schwerpunkte der Diskussionen im Jahr 2010 
waren die Veränderungen zum Rundfunkgesetz, 
Media-Analysen und das Thema Kostensenkung. 
Kernthema ist die Umsetzung des Projekts „Radio 
Bremen 2012 – strategisches Sparen“ mit einer 
Kürzungssumme von 3,5 Millionen Euro plus X. 

Sachsen-Anhalt
Der DGB ist durch seinen Vorsitzenden Udo Geb-
hardt im MDR-Rundfunkrat vertreten.

Medienpolitik
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Der Preis des DGB-Bezirks Niedersachsen – Bremen 
– Sachsen-Anhalt für gesellschaftlich in besonderer 
Weise engagierte Filme ging in diesem Jahr an Ste-
fanie Sycholt. Der DGB-Landesvorsitzende Hartmut 
Tölle überreichte den Preis am 6. Juni im Rah-
men der Preisgala des Internationalen Filmfestes 
Emden-Norderney zusammen mit Jürgen Humer 
(ver.di) an die Regisseurin. Ihr Spielfilm „Themba“ 
erhielt die höchste Wertung durch das Filmfest-
Publikum, das Drama um einen jungen Fußballspie-
ler, der mit HIV infiziert ist, hatte am Tag zuvor in 
Emden Weltpremiere. Insgesamt waren vier Filme 
für den DGB-Filmpreis nominiert gewesen.

Michael Kleinschmidt vom Institut für Kino und 
Filmkultur e. V. Wiesbaden hatte die vier nomi-
nierten Filme beim DGB-Filmgespräch anhand 
von Ausschnitten vorgestellt, als Gäste konnte 
er auch einige RegisseurInnen begrüßen. Außer 

Konkurrenz und als deutsche Erstaufführung lief 
der Dokumentarfilm „Stayed Out Overnight“, in 
dem die Koreanerin Kim Mi-re den 510 Tage dau-
ernden Streik von Arbeiterinnen der koreanischen 
Supermarktkette Homever begleitet. Auch sie war 
Gast beim Filmgespräch und beim anschließenden 
DGB-Empfang „Die Blaue Stunde“ im Restaurant 
„Hafenhaus“.

Zusammen mit seinen Mitgliedsgewerkschaften 
fördert der DGB mit seinem Filmpreis Regisseu-
rinnen und Regisseure, die sich sozialkritischen 
Themen widmen. Der DGB hat die mit 5.000 Euro 
dotierte Auszeichnung in diesem Jahr bereits zum 
dreizehnten Mal vergeben. Ein Teil des Preisgeldes 
ging laut Stefanie Sycholt an ein Kinderheim in 
Südafrika.

DGB-Filmpreis 2010

Jürgen Humer, Stefanie Sycholt, Hartmut Tölle (von links)
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Die niedersächsische Regierung hat die Stichwah
len bei Bürgermeistern und Landräten abgeschafft. 
Zukünftig ist gewählt, wer im ersten – und ein-
zigen – Wahlgang die meisten Stimmen gewinnt. 
So kann ein Kandidat auch schon mit 20 bis 30 
Prozent der Wählerstimmen Bürgermeister werden 
– für acht Jahre. Dieses Amt verlangt aber eine 
mehrheitliche Unterstützung und Anerkennung.  
Bei den Kommunalwahlen in Niedersachsen 2006 
konnten sich in 26 der 82 Stichwahlen der im 
ersten Wahlgang Zweitplatzierte durchsetzen. Ohne 
Stichwahl wären also 26 Kandidaten Bürgermei-
ster geworden, die keine Mehrheit der Wählenden 
hinter sich hatten.

Demokratie funktioniert nur, wenn die Wählerinnen 
und Wähler nachvollziehen können, was mit ihrer 
Stimme passiert und worüber sie bestimmen. Die-
sem Prinzip müssen auch die Wahlen auf kommu-
naler Ebene entsprechen, das hat der DGB in seiner 
Stellungnahme zum Gesetzgebungsverfahren auf 
Landesebene deutlich gemacht. Gemeinsam mit 
SPD, Grünen, Linken und Mehr Demokratie e. V. hat 
der DGB daher ein Bündnis gegen die Abschaffung 
der Stichwahlen gegründet. Sowohl die gemein
same Pressekonferenz des Bündnisses am 18. Ok-
tober als auch die Überreichung von 1.800 Unter
schriften gegen die Abschaffung der Stichwahlen 
am Rande des November-Plenums wurden in der 
Öffentlichkeit breit wahrgenommen.

Bündnis gegen die Abschaffung der Stichwahlen

Bündnis-Aktion im November
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Am 31. Oktober ging das auf zwei Jahre angelegte 
Projekt AZF zu Ende. Ziel des Projekts war es, 
Flüchtlinge und Bleibeberechtigte in Weiterbildung, 
Ausbildung oder Arbeit zu vermitteln, um ihnen 
zur Erreichung eines gesicherten Aufenthaltsstatus 
zu verhelfen. Insgesamt haben alle Projektträger 
260 Flüchtlinge beraten. 80 Flüchtlingen gelang es 
daraufhin, in Arbeit und Ausbildung zu kommen, 
60 Personen wurden in Sprachkurse und Qualifika-
tionsmaßnahmen vermittelt. Im Bereich des DGB-
Teilprojektes wurden 120 Menschen aus über 30 
Ländern beraten, im Bedarfsfall auch in kurdischer 
oder türkischer Sprache.  Das Projekt wurde geför-
dert durch den Europäischen Sozialfonds und das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, zu den 
Projektpartnern gehörten der Flüchtlingsrat Nie-
dersachsen, die Handwerkskammer Hannover und 
der Bund Türkisch-Europäischer Unternehmer. 

Die Schwerpunkte des DGB lagen auf der Beratung 
und der Vermittlung sowie auf dem Thema der 
interkulturellen Öffnung von Verwaltungen und 
Behörden. Die TeilnehmerInnen erhielten Unterstüt-
zung beim Verfassen von Bewerbungsschreiben, bei 
der Sprachförderung und der Anerkennung auslän-
discher Abschlüsse sowie auch bei Gesprächen mit 
Betrieben. Um eine möglichst gute Vermittlung zu 
erreichen, suchte die Projektmitarbeiterin den Kon-
takt zu Weiterbildungsträgern, MitarbeiterInnen der 
Jobcenter und Arbeitsagenturen sowie zu Betrieben 
wie der Medizinischen Hochschule Hannover oder 
der Stadtverwaltung Hannover. 

Insgesamt 126 MitarbeiterInnen von Jobcentern 
und Arbeitsagenturen wurden vom DGB in mehr-
tägigen Fortbildungen in den Grundlagen inter-
kultureller Kompetenz und zur Altfallregelung für 
langjährig geduldete Flüchtlinge geschult. Außer-
dem wurden Vertiefungsseminare für Beratungs-
situationen durchgeführt. Zum Ende des Projektes 
veröffentlichte der DGB den Leitfaden „Interkul-

turelle Öffnung und Integration von Flüchtlingen 
in den Arbeitsmarkt“. Ziel der Broschüre ist es, 
MultiplikatorInnen für dieses wichtige Themenfeld 
zu sensibilisieren. Darüber hinaus soll der Leitfa-
den als Wegweiser hin zu interkultureller Öffnung 
dienen, um die Integration von Flüchtlingen in den 
Arbeitsmarkt erfolgreicher zu gestalten. Auf der 
Homepage www. niedersachsen.dgb.de steht die 
Broschüre zum Download bereit.

AZF Hannover – Arbeitsmarktzugang für 		
Flüchtlinge 2010
Projekte
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Auch im Jahr 2010 war das Projekt in der Öffent-
lichkeit durch Teilnahme an Veranstaltungen und 
Podien mit hoher Präsenz vertreten. Ziel war es, auf 
die isolierte und benachteiligte Lage der Flücht-
linge, besonders der Frauen, auf dem Arbeitsmarkt 
aufmerksam zu machen. Die Bilanz des Projektes 
zeigt, dass Flüchtlinge auf ihrem Weg zu Weiterbil-
dung und Integration in den Arbeitsmarkt weiterhin 
Unterstützung auf individueller und struktureller 
Ebene brauchen.

Aufgrund des großen Erfolgs wurde vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales ein auf drei 
Jahre angelegtes Folgeprojekt bewilligt. Neben den 
bisherigen strategischen Projektpartnern Jobcenter 
und Arbeitsagenturen der Region Hannover kom-
men der Verein Kargah e.V., die Stadt Hannover 
sowie die Bildungsvereinigung Arbeit und Leben 
Mitte gGmbH als Projektpartner dazu.

Der DGB legt seinen Schwerpunkt im Folgeprojekt 
neben der Beratung und Vermittlung auf das The-
menfeld der interkulturellen Öffnung und den Aus-
bau des Diversity-Ansatzes in Unternehmen. Ziel ist 
es, Veränderungsprozesse sowohl auf struktureller 
als auch individueller Ebene zu unterstützen, um 
langfristig ein erfolgreiches Miteinander verschie-
dener Bevölkerungsgruppen zu gewährleisten.
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Am 1. Juni 2010 wurde in Braunschweig die „Aka
demie Regionale Gewerkschaftsgeschichte für Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt“ gegründet. Sie ist 
dem Institut Braunschweigische Regionalgeschichte 
angegliedert. Dem begleitenden Kuratorium gehören 
zwölf Personen an, es besteht aus ProfessorInnen, 
PädagogInnen und GewerkschafterInnen. Mittler-
weile haben sich Kontakte zur Otto-von-Guericke-
Universität in Magdeburg ergeben, es wird geprüft, 
ob und in welchem Umfang eine Zusammenarbeit 
möglich ist. Die Akademie befasst sich insbesondere 
mit Industriegeschichte und den Beschäftigten und 
ist zurzeit einmalig in Deutschland.

Der Schülerwettbewerb „Toleranz“  für die Wirt-
schaftsregion Süd-Ost-Niedersachsen wird von der 
Akademie mitbetreut, die Ergebnisse von den Kura-
toriumsmitgliedern bewertet und ausgezeichnet.

Die Schriftenreihe „Regionale GewerkschaftsBlät-
ter“ wurde um ein neues Projekt, die regionalen 
Hefte, ergänzt. Geplant sind insgesamt zwölf 
Ausgaben. Bisher wurden Ausgaben zu den Regio
nen Hildesheim, Helmstedt, Harz, Magdeburg und 
Dessau fertig gestellt sowie an die Privatisierung 
des Volkswagen-Konzerns vor 50 Jahren erinnert. 
Das Heft zum Kapp-Putsch 1920 befasst sich mit 
den damaligen Ereignissen in Hannover, Hildes-
heim, Braunschweig, Osnabrück, Magdeburg, 
Dessau und Halle/Saale. Die Ausgabe zum „Mas-
senmord in Rieseberg 1933“ wurde erweitert und 
neu aufgelegt.

Die Sammlung von Arbeitsbiografien wurde in 
diesem Jahr abgeschlossenen. Insgesamt 50 Bio-
grafien von Männern und Frauen zu ihrem Arbeits-
leben wurden ins Internet eingestellt, nachzulesen 
unter der Adresse www.niedersachsen.dgb.de.

In Vorbereitung ist eine Ausstellung über die betrieb-
liche Arbeit des Freien Deutschen Gewerkschafts-

bundes in Sachsen-Anhalt. Die Präsentation ist als 
Wanderausstellung konzipiert und soll in fünf Städten 
Sachsen-Anhalts gezeigt werden.

Arbeitergeschichte

Arbeiterbiographien: Kalendernotizen von Rolf Owzarski aus dem Jahr 1952
(Kampf der Stahlarbeiter gegen die Werks-Demontage durch die britische Besatzungsmacht in Salzgitter)
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Service

Der DGB in Niedersachsen, Bremen 
und Sachsen-Anhalt

Bezirksverwaltung und Länderbüros
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Otto-Brenner-Str. 7, 30159 Hannover
Fon: 	0511 12601-0
www.niedersachsen.dgb.de

Bezirksvorsitzende 
Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle

Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Udo Gebhardt

Sekretariat: Brigitta Moleski 
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de
Fon: 	0511 12601-21

Politische Assistenz Bezirksvorsitzender
Lea Arnold
E-Mail: lea.arnold@dgb.de
Fon: 	0511 12601-40

 
Arbeitsmarkt und Beschäftigung, 		
Berufliche Bildung, Handwerk, 		
Koordinierung Sozialpolitik

Lars Niggemeyer
E-Mail: lars.niggemeyer@dgb.de

Sekretariat: Christina Hensel
E-Mail: christina.hensel@dgb.de
Fon: 	0511 12601–25

Öffentlicher Dienst/Beamte, Bildungspolitik, 
Erwachsenenbildung, Hochschule, Recht

Andreas Gehrke
E-Mail: andreas.gehrke@dgb.de

Sekretariat: Anke Schulze 
E-Mail: anke.schulze@dgb.de
Fon: 	0511 12601–31

Jugendpolitik, Jugendbildung, 		
Studierendenarbeit

Kerstin Pätzold
E-Mail: kerstin.paetzold@dgb.de

Sekretariat: Birgit Alexander
Fon: 	0511 12601-61
E-Mail: birgit.alexander@dgb.de

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Umwelt- und Europapolitik

Bernd Lange (MdEP)
E-Mail: bernd.lange@dgb.de

Dr. Patrick Schreiner
E-Mail: patrick.schreiner@dgb.de

Sekretariat: Ute Kamradek
E-Mail: ute.kamradek@dgb.de
Fon: 	0511 12601-33

Politische Koordination, Organisation, Kreis- 
und Stadtverbände, Arbeitsschutz, Senioren

Ulrich Gransee
E-Mail: ulrich.gransee@dgb.de

Sekretariat: Brigitta Moleski
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de
Fon: 	0511 12601-21 

 
Projekt AZF Hannover, Organisation, 	
Kreis- und Stadtverbände, Frauen- und 
Gleichstellungspolitik

Naciye Celebi-Bektas 
E-Mail: naciye.celebi-bektas@dgb.de
Fon: 	0511 12601-62

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Medien-
politik, Frauen- und Gleichstellungspolitik

Tina Kolbeck-Landau
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de

Sekretariat: Brigitta Moleski 
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de
Fon: 	0511 12601-21

DGB-Bezirksverwaltung Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
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DGB Landesbüro Bremen
Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon: 	0421 33576-0
Fax:	 0421 33576-60
E-Mail: dgb-bremen@dgb.de
www.dgb-bremen.de

Regionsvorsitzende
Annette Düring
E-Mail: anette.düring@dgb.de

Sekretariat: Elisabeth Stelling und Jutta Tietjen
Fon: 0421 33 576-10 /-11

Abteilung Organisation I, AK Frauen, 
Allgemeine und Berufliche Bildung

Henner Günther
E-Mail: henner.guenther@dgb.de
Fon: 0421 33576-26

Abteilung Organisation II/Bremerhaven,
Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend
Ima Drolshagen, Maren Hauk
E-Mail: 	ima.drolshagen@dgb.de
		  maren.hauk@dgb.de
Fon: 	0421 33 576-21

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt
Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 	0391 62503-0
Fax: 	0391 62503-27
www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender
Udo Gebhardt
E-Mail: udo.gebhardt@dgb.de
Fon: 	0391 62503-15

Sekretariat: 
Marlies Quaas (Fon: 0391 62503-10)
Margit Kürfke (Fon: 0391 62503-19)
 

Sozialpolitik, Öffentlicher Dienst/Beamte, 
Migration, Wirtschafts- und Strukturpolitik

Susanne Wiedemeyer
E-Mail: susanne.wiedemeyer@dgb.de
Fon: 	0391 62503-18
 

Jugend
Katrin Skirlo
E-Mail: katrin.skirlo@dgb.de
Fon: 	0391 62503-17

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz, Medienpolitik
Bernhard Becker
E-Mail:bernhard.becker@dgb.de
Fon: 	0391 62503-23
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Unsere Regionen, Geschäftsstellen und Servicebüros



57jahresbericht 2010 DGB

DGB-Region Altmark-Börde-Harz
Vorsitzender: Siegfried Stegner

Regionsbüro Magdeburg
Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 	0391 5334410
Fax: 	0391 5334418
magdeburg@dgb.de
www.magdeburg-altmark.dgb.de

DGB-Büro Halberstadt
Theaterstr. 1, 38820 Halberstadt
Fon:	03941 69300
Fax: 	03941 443043
halberstadt@dgb.de

DGB-Region Bremen-Elbe-Weser
Vorsitzende: Annette Düring

Regionsbüro Bremen
Bahnhofsplatz 22-28, 28195 Bremen
Fon: 	0421 33576-0
Fax: 	0421 3357660
bremen@dgb.de
www.dgb-bremen.de

Büro Bremerhaven
Hinrich-Schmalfeldt-Str. 31b, 27 576 Bremerhaven
Fon: 	0471 9262712
Fax: 	0471 9262711
bremerhaven@dgb.de

Büro Cuxhaven
Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 	04721 35551
Fax: 	04721 34895
cuxhaven@dgb.de

Servicebüro Stade
Jorkerstr. 4 - 6, 21680 Stade
Fon: 	04141 408630

DGB-Region Halle-Dessau
Vorsitzender: Johannes Krause

Regionsbüro Halle
Augustastraße 1, 06108 Halle
Fon: 	0345 6826911
Fax: 	0345 6826910
halle@dgb.de
www.region-sachsen-anhalt-sued.dgb.de

DGB-Büro Dessau
Grenzstraße 5, 06849 Dessau
Fon: 	0340 80021-0
Fax:	 0340 80021-40
dessau@dgb.de
www.region-dessau.dgb.de

DGB-Servicebüro der Gewerkschaften Hettstedt
Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon: 	03476 398613

Büro Naumburg
Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 	03445 7034-31/32
Fax:	 03445 7034-26

Büro Sangerhausen
Kylische Straße 54a, 06526 Sangerhausen
Fon: 	03464 571798

Servicebüro Weißenfels
Tagewerbener Str. 35, 06667 Weißenfels
Fon: 	03445 703431

DGB-Region Niedersachsen-Mitte
Vorsitzender: Sebastian Wertmüller

Regionsbüro Hannover 
Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 	0511 16387-0
Fax: 	0511 1638734
hannover@dgb.de
www.region-niedersachsen-mitte.dgb.de
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Büro Hameln
Kastanienwall 52, 31785 Hameln
Fon: 	05151 9366840
Fax: 	05151 9366849
hameln@dgb.de

Büro Hildesheim
Osterstr. 39A, 31134 Hildesheim
Fon: 	05121 7499530
Fax: 	05121 514953
hildesheim@dgb.de

Büro Nienburg/Weser
Mühlenstr. 14, 31582 Nienburg
Fon: 	05021 8619760
Fax: 	05021 608625
nienburg@dgb.de

Büro Holzminden
Wilhelm-Raabe-Str. 3, 37603 Holzminden
Fon: 	05531 4452
Fax: 	05531 13841
holzminden@dgb.de

GIBS-Büro Sulingen
Lange Str. 12, 27232 Sulingen
Fon: 	04271 955850
Fax: 	04271 955890
 

DGB-Region Nord-Ost-Niedersachsen
Vorsitzender: Hartwig Erb

Regionsbüro Lüneburg
Heiligengeiststr. 28, 21335 Lüneburg
Fon: 	04131 223396-0
Fax: 	04131 223396-20
lueneburg@dgb.de
www.region-nordostniedersachsen.dgb.de/

Büro Celle
Am Wasserturm 37, 29223 Celle
Fon: 	05141 279657
celle@dgb.de

DGB-Region Oldenburg-Wilhelmshaven
Vorsitzender: Manfred Klöpper

Regionsbüro Oldenburg
Kaiserstr. 4-6, 26122 Oldenburg
Fon: 	0441 21876-0
Fax: 	0441 21876-54
oldenburg@dgb.de
www.region-oldenburg-wilhelmshaven.dgb.de

 
Büro Wilhelmshaven
Weserstrasse 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 	0421 1801-0
Fax: 	0441 21876-54
wilhelmshaven@dgb.de

DGB-Region Osnabrück-Emsland
Vorsitzende: Petra Tiesmeyer

Regionsbüro Osnabrück
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 	0541 33806-0
Fax: 	0541 33806-15
osnabrueck@dgb.de
www.region-osnabrueck-emsland.dgb.de

Büro Lingen
Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen
Fon: 	0591 91282-0
Fax: 	0591 91282-20
lingen@.dgb.de

DGB-Region Ostfriesland-Nördliches Emsland
Vorsitzender: Markus Paschke

Regionsbüro Leer
Jahnstr. 2, 26789 Leer
Fon: 	0491 91213-0
Fax: 	0491 91213-15
leer@dgb.de
www.region-ostfriesland-noerdliches-emsland.
dgb.de/



59jahresbericht 2010 DGB

Büro Emden
Am Stadtgarten 11
26721 Emden
Fon: 	04921 585851

DGB-Region Südniedersachsen-Harz
Vorsitzender: Lothar Hanisch

Regionsbüro Göttingen 
Weender Landstraße 6 , 37073 Göttingen
Fon: 	0551 44097
Fax:	 0551 486382
goettingen@dgb.de
www.dgb-suedniedersachsen-harz.de

Büro Harz
Vititorwall 14, 38640 Goslar/Harz
Fon: 	05321 22452
Fax:	 05321 25477
goslar@dgb.de

DGB-Region SüdOstNiedersachsen
Regionsvorsitzender: Michael Kleber 

Regionsbüro Braunschweig
Wilhelmstrasse 5, 38100 Braunschweig
Fon: 	0531 48096-0
Fax:	 0531 48096-17
braunschweig@dgb.de
www.region-son.dgb.de

Büro Salzgitter
Chemnitzer Str. 33, 38226 Salzgitter
Fon: 	05341 8844-40
Fax:	 05341 8844-17

Büro Helmstedt
Harsleber Tor 15, 38350 Helmstedt
Fon: 	05351 6351
Fax: 	05351 42175
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Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.

Landesgeschäftsstelle
Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 16491-0
E-Mail: lgst@arbeitundleben-nds.de
www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V.

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen 
Fon: 0421 96089-0 
E-Mail: info@aulbremen.de
www.aulbremen.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Bremerhaven e. V.

Hinrich-Schmalfedt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven 
Fon: 0471 92231-0 
E-Mail: info@arbeitundleben-bhv.de
www.arbeitundleben-bhv.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Sachsen-Anhalt e. V.

Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 62349-5 
E-Mail: info@arbeitundleben.org
www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

Informations- und Dokumentationsstellen 
Gewerkschaften

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv
Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften der 
NLB	
Öffnungszeiten: Mo – Fr 9:00-18:00 Uhr
Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2 c
30167 Hannover
Fon: 0511 7625455 
E-Mail: winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de
     

Dokumentationszentrum Europäische Ge-
werkschaftspublikationen (DEG)

Kooperationsbereich Universität – Arbeitskammer
Parkallee 39/Barkhof, 28209 Bremen
Fon: 	0421 218-27 19
E-Mail: info@deg.uni-bremen.de
www.deg.uni-bremen.de

Unsere Partner vor Ort
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Technologieberatungsstellen
Technologie-Beratungs-System der Arbeit-
nehmerkammer Bremen
Bürgerstr. 1, 28195 Bremen	
Fon: 0421 36301-956
E-Mail: mitbestimmung@arbeitnehmerkammer.de
www.arbeitnehmerkammer.de/tbs/

GAISA – Gesellschaft zur Förderung arbeitso-
rientierter, innovativer Strukturentwicklung in 
Sachsen-Anhalt e. V. 
Stresemannstr. 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 6106690 
E-Mail: gaisa@t-online.de 
www.gaisa.de

Technologieberatungsstelle (TBS) 	
Arndtstr. 20, 30169 Hannover
Fon: 0511 16304-0
E-Mail: info@tbs-niedersachsen.de
www.tbs-niedersachsen.de

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)
Universitätsallee 21-23, 28359 Bremen
Fon: 0421 218-3281
E-Mail: info@iaw.uni-bremen.de
www.iaw.uni-bremen.de

Kooperationsstellen Hochschulen-Gewerk-
schaften in Niedersachsen/Bremen

Kooperationsstelle Hochschule und Gewerk
schaften an der Carl-von-Ossietzky-Universität 
Oldenburg
Ammerländer Heerstr. 114-118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
www.kooperationsstelle.uni-oldenburg.de

Kooperationsstelle Hochschulen und Gewerk-
schaften in Osnabrück		
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück	
Fon: 0541 33807-1814 und -1816
E-Mail: kontakt@kooperationsstelle-osnabrueck.de
www.kooperationsstelle.osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und 	
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim	
Schloßwender Str. 5, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19785
E-Mail: ines.plewe@zew.uni-hannover.de
www.koop-hg.de

Kooperationsstelle Hochschulen – Gewerk-
schaften Region SüdOstNiedersachsen an der 
TU Braunschweig
Bültenweg 74/75, 38106 Braunschweig	
Fon: 	0531 391-4280
E-Mail: koop-son@tu-braunschweig.de
www.koop-son.de

Kooperationsstelle Hochschulen und Gewerk-
schaften Göttingen 		
Humboldtallee 15, 37073 Göttingen		
Fon: 0551 394756	
E-Mail: kooperationsstelle@uni-goettingen.de
www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de

Kooperationsstelle Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
DGB Sachsen-Anhalt
Adam-Kuckhoff-Str. 15, 06108 Halle (Saale) 
Fon: 	0345 5523840
E-Mail: koop-dgb@uni-halle.de
www.kooperationsstelle.uni-halle.de
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Organigramm der Bezirksverwaltung
Stand Dezember 2010

Hartmut Tölle
Vorsitzender

Dr. Patrick Schreiner
Abteilungsleiter

Sekretariat

Ute Kamradek

Lars Niggemeyer
Abteilungsleiter

Sekretariat

Christina Hensel

Kerstin Pätzold
Bezirksjugendsekretärin

Sekretariat

Birgit Alexander

Andreas Gehrke
Abteilungsleiter

Sekretariat

Anke Schulze

Tina Kolbeck-Landau
Abteilungsleiterin

Naciye Celebi-Bektas
Sekretariat

Brigitta Moleski

Wirtschafts- und
Strukturpolitik

Umweltpolitik Medienpolitik

Europapolitik

Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

Berufliche Bildung
Kreis- und

Stadtverbände

Jugendpolitik

Jugendpolitik

Bildung

Bildungspolitik,
Erwachsenenbildung,

Hochschulpolitik

Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit

Ulrich Gransee
Abteilungsleiter

Naciye Celebi-Bektas
Sekretariat

Brigitta Moleski

Personal, Verwaltung
Finanzen/Controlling

Petra Hinske

PC-Anwendung/
Datenverarbeitung

Gunda Jortzig

AZF-Projekt
(01.11.10 – 31.12.13)

(Arbeitsmarktzugang 
für Flüchtlinge, Migration/

Flüchtlingspolitik)

 NN

Projekt: Arbeiterge-
schichte/Kulturarbeit
Gundolf Algermissen

(ehrenamtlich)

Recht
(Benennungsverfahren,

Schulung ehrenamtl.
Richterinnen und Richter)

Studierendenarbeit
HiB

Frauen- und
Gleistellungspolitik

Bernd Lange 
(MdEP)

Organisationspolitik
und -entwicklung

Bezirks-
Seniorenausschuss

ArbeitsschutzHandwerkspolitik

Koordinierung
Sozialpolitik

Ulrich Gransee
Lea Arnold

politische Koordination/
Vorb. Bezirksvorstand

Sekretariat

Brigitta Moleski

Udo Gebhardt
stellv. Vorsitzender
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